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Nr. 6. Halle, Dienstag den 8. Januar 1918. 2. Jahrgang.„ZSJ T eDie Kriegsziele
Während bei uns die Eroberungspolitiker ſich heiſer

ſchreien nach einem Frieden durch den die von den Vierbunds-
mächten beſetzten Gebiete dieſen angegliedert, alſo annektiert
werden ſollen, machen ſich in den Ententländern neben man
chen Unterſtrömungen, die ſich mit einem minder ausſchwei-
fenden Frieden begnügen, bei den Vertretern der Regierungen
die phantaſtiſchſten Eroberungspläne breit. Das hat wieder
die Rede bewieſen, die Lloyd George letzten Sonnabend vor
den Delegierten der engliſchen Gewerkſchaften gehalten hat.
Die Gewerkſchaften haben bekanntlich die Fortſetzung des
Wirtſchaftskrieges nach dem Kriege verworfen, die Beant-
wortung der elſaßlothringiſchen den Bevölkerungen dieſer bei-
den Provinzen überlaſſen, die Wiedervereinigung der Gebiete
mit italieniſcher Bevölkerung mit Jtalien und weiter die
Errichtung eines Bundes autonomer Balkanſtaaten mit voller
Freiheit für alle Völker gefordert. Die Konferenz wünſchte
aber auch von der Regierung eine bündige Erklärung über
ihre Kriegsziele. Dieſe Erklärung hat Lloyd George jetzt
zum erſtenmal mit einer Deutlichkeit abgegeben, die in keinem
Punkte Zweifel aufkommen läßt. Leider iſt es nicht möglich,
die ſpaltenlange Erklärung im Wortlaute wiederzugeben;
wir müſſen uns deshalb damit begnügen, ihren Jnhalt an-
zudeuten.

Nach Lloyd George ſind wir jetzt an dem kritiſchſten
S tande der furchtbaren Kataſtrophe angelangt. Bevor
eine Regierung eine ſchwerwiegende Entſcheidung über die
Bedingungen faßt, unter welchen ſie den Kampf beendigen
oder fortſetzen ſoll, müſſen wir wiſſen, daß das Gewiſſen der
Nation hinter dieſen Bedingungen ſteht. Lloyd George er-

irt dann, daß er die Fragen der Kriegsziele mit Aſquith,
rey, ſowie einigen Vertretern der großen überſeeiſchen

Dominien beraten habe, ſo daß das Ergebnis dieſer Erörte-
rungen Anſpruch darauf habe, nicht allein als Auf
faſſung der Regierung, ſondern der Nation und
des ganzen Reiches zu gelten. Lloyd George er-
ging ſich dann in den üblichen Phraſen von den friedlichen
Abſichten gegen das Deutſche Reich. Englands Abſichten
ſeien nicht auf Zerſtörung Deutſchlands oder des deutſchen
Volkes gerichtet. England wolle nur Deutſchland von ſeinen
Plänen einer militäriſchen Beherrſchung ablenken. Auch ſolle
Oeſterreich- Ungarn nicht zerſtört oder die Türkei beraubt
werden um Gebiete, die vorwiegend von der türkiſchen Raſſe
bewohnt ſind. Auch die Verfaſſungsverhältniſſe der Vier-
bundſtaaten werden als deren eigene innere Verhältniſſe be
zeichnet. Man ſieht, es iſt der reinſte Pazifismus, der in
Lloyd Georges Rede zum Ausdruck kommt. Und daher iſt es
natürlich ſelbſtverſtändlich, daß auch England und ſeine Ver-
bündeten zu Friedensverhandlungen bereit ſind. Nun aber
kommen die Bedingungen, die die ganze Friedensrede des
Lloyd George als eitel Heuchelei enthüllen.

Die erſte Forderung iſt die vollſtändige Wiederherſtellung
Belgiens und die Gewährung einer Entſchädigung zur Wie
derherſtellung der verwüſteten Städte und. Provinzen. Die
Entſetzung Belgiens nach dem Kriege ſcheint Lloyd George
ſchon, obwohl ſich die deutſche Regierung über dieſen Punkt
leider noch nie direkt geäußert hat, als zugeſtanden anzuſehen.
Deshalb handelt es ſich nur noch um die Wiederaufrichtung,
die natürlich Deutſchland allein tragen ſoll. Wir begnügen
uns damit, hierbei daran zu erinnern, daß Bethmann Holl-
weg am 4. Auguſt 1914 die Schadenerſatzpflicht Deutſchlands
anerkannt hat. Während des Krieges ſind nun Tatſachen
bekannt geworden, die die Neutralität Belgiens als frag.
würdig erſcheinen laſſen, womit die Entſchädigungs pflicht
hinfällig geworden wäre. Eine ſolche Entſchädigung des
angerichteten Schadens betrachtet Lloyd George nicht als
Kriegsentſchädigung.

Als nächſtes kommt die Wiederherſtellung
Serbiens, Montenegros, ſowie der beſetzten Teile
Frankreichs, Jtaliens und Rumäniens, voll
ſtändige Zurückziehung der feindlichen Armee. Wieder
gutmachung von Unrechtiſt die grundlegende
Bedingung für einen dauernden Frieden.
Wir werden bis zum Untergange an der Seite der franzöſi
ſchen Demokratie ſtehen, in deren Verlangen nach Wieder
erwägung (reconſideration) des großen Unrechts
von 1871, wo ohne Rückſicht auf die Wünſche der Bevölke
rung zwei franzöſiſche Provinzen aus Frankreich heraus-
geriſſen und dem Deutſchen Reiche für ein halbes Jahrhun-
dert einverleibt wurden, und bis dieſes nicht geheilt iſt,
können geſunde Zuſtände nicht wieder eintreten.

Lloyd George äußert ſich dann über die Sonderverhand
lungen mit Rußland, er meint, daß die ruſſiſchen Provinzen
durch den Sonderfrieden in einen Zuſtand vollſtändiger wirt-
ſchaftlicher und ſpäter auch politiſcher Sklaverei gegenüber
Deutſchland getrieben würden. Dagegen werde England ſtolz
ſein, bis zum EndeSeiteanSeitemitderneuen
Demokratie Rußlands und Amerika, Frankreich und Italien
kämpfen. Ein unabhängiges Polen ſei eine Notwendigkeit
für die Erhaltung des Gleichgewichts in Oſteuropa. Obwohl
Doyd George mit Wilſon der Meinung iſt, daß die Auflöſung
OeſterreichUngarns kein Kriegsziel der Entente iſt, iſt er
der Meinung, daß, wenn nicht eine Selbſtregierung auf Grund

wirklich demokratiſcher Grundſätze jenen

Lloyd Georges.
öſterreichiſch- ungariſchen Nationen ge
währt wird, die dies ſolange gewünſcht haben, es un
möglich iſt, auf eine Beſeitigung jener Urſachen in dieſem
Teile Europas, die ſo lange ſeinen allgemeinen Frieden be-
droht haben, zu hoffen. Aus denſelben Gründen betrachtet
er die Befriedigung des natürlichen Anſpruches der Jtaliener
auf Vereinigung mit dem Volke gleicher Raſſe und Sprache
als notwendig. Ebenſo ſei darauf zu dringen, daß den Leuten
rumäniſchen Blutes und rumäniſcher Sprache in ihren
berechtigten Beſtrebungen Gerechtigkeit getan werde.

Außerhalb Europas ſollen die alten Grundſätze
zur Anwendung kommen. Während die eigentlichen türki-
ſchen Gebiete der Türkei nicht in Frage geſtellt werden ſollen,
werden Arabien, Armenien, Meſopotamien,
Syrien und Paläſtina, wenn die Durchfahrt zwiſchen
dem Schwarzen Meer und dem Mittelländiſchen Meer inter-
nationaliſiert und neutraliſiert iſt, unſerem Urteil gemäß
berechtigt gehalten, eine Anerkennung ihrer beſonderen natio-
nalen Bedingungen zu erhalten. Die deutſchen Kolonien
ſollen zur Verfügung der Konferenz gehalten werden, die in
erſter Linie Rückſicht auf die Jntereſſen der Bevölkerung zu
nehmen habe. Schließlich wird geſagt, daß der Mangel
an Rohſtoffen, der immer größer werde, je länger der
Krieg dauere, es unvermeidlich mache, daß die Länder,
die den Markt für Rohprodukte beherrſchen, in erſter Linie
ſich ſelbſt und ihre Freunde verſorgen würden.
Alſo der Wirtſchaftskrieg nach dem Kriege
in aller Form!

Lloyd George ſchließt:
Wenn wir gefragt werden getüt wir kämpfen fo
können wir ſagen, für einen gerechten dauernden Frieden,
und wir glauben, daß, bevor ein ſolcher erhofft werden kann,
die folgenden Bedingungen erfüllt werden müſſen. Erſtens:
muß die Heiligkeit von Verträgen aufgerichtet werden, zwei
tens: muß eine Schlichtung von Gebietsfragen auf der
Grundlage des Selbſtbeſtimmungsrechts oder der Zuſtim-
mung der regierten Völker geſichert werden, und ſchließlich
müſſen wir durch Schaffung einer internatio-
nalen Organiſation ſuchen, die Laſt der Rüſtun-
gen zu beſchränken und die Wahrſcheinlichkeit eines
Krieges zu vermindern. Unter dieſen Bedingungen würde
das britiſche Reich einen Frieden willkommen heißen, und
um dieſe Bedingungen ſicherzuſtellen, ſind ſeine Völker be-
reit, noch größere Opfer zu bringen, als die
bisher gebrachten.

Die Kriegsziele Lloyd Georges laſſen ſich alſo dahin zu
ſammenfaſſen: Räumung der beſetzten Gebiete durch die
Mittelmächte für England gilt dieſer Satz nicht. Sodann
die Wiederherſtellung der früher ſelbſtändigen Staaten und
die Wiedergutmachung des Schadens durch die Mittelmächte

eine ſolche Bedingung hätte nur einen Sinn, wenn die
Mittelmächte die alleinigen Schuldigen am Weltkriege wären.
Weiter will England kämpfen bis ans Ende für die Heraus-
gabe Elſaß-Lothringens bisher hieß es, England habe ſich
für Elſaß-Lothringen nicht verpflichtet, jetzt will es Frank-
reich in ſeiner Forderung bis zum Siege beiſtehen. An eine
Freigabe Jrlands oder Aegyptens, das es erſt während des
Krieges eingeſackt hat, denkt England nicht. Oeſterreich
Ungarn ſoll nicht zerſtückelt werden, aber es ſoll die ſtrittigen
Gebiete an Jtalien und Rumänien herausgeben. Dem Deut-
ſchen Reiche ſollen ſeine Kolonien genommen, Armenien,
Arabien uſw. der Türkei abgeknöpft werden. Schließlich aber
wird der Wirtſchaftskrieg nuch dem Kriege durch Zurück-
haltung der Rohſtoffe fortgeſetzt werden. Und wenn
alles das erreicht iſt, dann glaubte England und ſeine Ver-
bündeten den Welktfrieden geſichert. England hat ſich zu
Friedensverhandlungen auf dieſer Grundlage bereit erklärt,
aber zuerſt müſſen ſich die Mittelmächte zur Wiederaufrich-
tung der beſetzten Gebiete verpflichten. Daß unter ſolchen
Umſtänden von Friedensverhandlungen mit der Entente keine
Rede ſein kann, braucht nicht weiter ausgeführt zu werden.

Jn einer Beſprechung der Rede Lloyd Georges ſagte Hender-
ſon, die Arbeiterſchaft würde ſie inſofern willkommen heißen,
als fie eine klare Feſtſtellung über die Ziele ſei, für deren Ver-
d wir den Krieg fortſetzen. Er ſprach ſich gegen einen
Wirxtſchaftskrieg aus, betonte aber die Notwendigkeit der Ver-
nichtung des Militarismus überall.

Clemenceau zu den Parteiführern
über den Frieden.

Nach einer Meldung der Süddeutſchen Korreſpondenz melden
weſtſchweizeriſche Blätter aus Paris: Clemenceau berief die
Parteiführer zu ſich, um ihnen wichtige Mitteilungen zu machen
über den letzten Miniſterrat und über die Beratungen der Alli-
ierten wegen der ruſſiſchen Einladung zu machen. Der Miniſter.
präſident begründete die ablehnende Stellungnahme Frank
reichs damit, daß Frankreich ohne Elſaß-Lothringenkeinen
Frieden machen könne und ohne Klarlegung der franzöſiſchen

Mindeſtforderungen auch nicht Verhandlungen aufnehmen könne.
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Ein unbeſchreibliches Chaos hat ſich in den letzten Tagen

um Breſt-Litowſk gebildet. Man weiß im Augenblicke, da
wir dies ſchreiben, nicht, ob die Friedensverhandlungen end-
gültig abgebrochen ſind oder nicht. Die bange Frage iſt
jetzt, ob die Friedensausſichten wieder auf unbeſtimmte Zeit
entſchwunden ſein ſollen. Wenn nicht alles täuſcht, ſind die
al gimgen zwiſchen Rußland und dem Vierbund ge-
ſcheitert.

Wic war das nach den ſo viel Glück verheißenden ein
leitenden Verhandlungen möglich? Laſſen wir die Ereigniſſe
noch einmal vor unſerem Auge vorüberziehen.

Die Unterhändler des Vierbundes haben die ruſſiſche
Friedensformel angenommen, wonach keinerlei territoriale
oder finanzielle Vergewaltigungen ſtattfinden ſollte und das
Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker ausdrücklich gebilligt
wurde. Am 28. Dezember gaben aber unſere Unterhändler
dem Satz von dem Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker eine
Auslegung, die den Widerſpruch der Ruſſen hervorrief. Es
wurde deshalb beſchloſſen, einen Sonderausſchuß zur Klärung
der Streitfrage einzuſetzen. Am ſelben Tage wurden die
Verhandlungen auf zehn Tage vertagt, um den Entente-
mächten Gelegenheit zur Antwort auf das Ultimatum zum
Anſchluß an die Friedensverhandlungen zu geben. Dieſe Friſt
iſt ohne Ergebnis verſtrichen. Die Verhandlungen hätten
nun am 5. Januar in Breſt-Litowſk wieder aufgenommen
werden müſſen. Statt deſſen hat am 3. Januar der Vor-
ſitzende der ruſſiſchen Delegation den Bevollmächtigten der
Vierbundmächte in Breſt-Litowſk telegraphiſch mitgeteilt, die
ruſſiſche Regierung ſei der Meinung, daß es dem Stande der
Verhandlungen der' beiden Parteien entſpreche, diefe Ver-
handlungen im neutralen Auslande for ne Der ruſſiſche
Vertreter handelte alſo im ausdrücklichen Auftrage der ruffi-
ſchen Regierung. Natürlich hat die ruſſiſche Regierung das
Recht, eine ſolche Forderung zu ſtellen, wie ſie das Recht hat,
jede andere Forderung zu ſtellen. Ob eine ſolche Forderung
berechtigt iſt, und ob ſie von der Gegenſeite angenommen
werden kann, iſt eine andere Frage. Die ruſſiſche Regierung
aber hat ihre Forderung nicht ordnungsgemäß in der Fort-
ſetzung der Verhandlungen zur Debatte geſtellt, ſondern ſie
den Bevollmächtigten der Vierbundsmächte als Ultimatum
unterbreitet. Darauf konnten ſich die Regierungen der Vier-
bundsmächte unmöglich einlaſſen.

Die andere Frage iſt nun, wie ſich die Vierbundsmächte
zu dieſer Forderung der Verlegung des Tagungsortes nach
einem neutralen Lande hätten verhalten müſſen, wenn dieſe
Forderung ordnungsgemäß in der Fortſetzung der vertrags-
mäßigen Verhandlungen geſtellt worden wäre. Nachdem die
Ententemächte den Beitritt zu den Friedensverhandlungen
durch Jgnorierung des Ultimatums abgelehnt hatten, lag
ſachlich auch nicht der geringſte Grund vor, den Verhand
lungsort nach dem neutralen Auslande zu verlegen, und das
um ſo weniger, als Breſt-Litowſk in lokaler Beziehung für
die Ruſſen wie für die Mittelmächte gleich günſtig gelegen iſt.
Die Situation aber wäre ſofort eine ganz andere geworden,
wenn die Ententeſich zum eBitritt zu den Friedensverhand-
lungen bereit erklärt hätten, dann hätte ſich die Sitzverlegung
des Verhandlungsortes ohne weiteres empfohlen und wäre
wohl auf Seite des Vierbunds auf keinerlei Widerſpruch ge
ſtoßen. Da aber die Entente keine Neigung zur Teilnahme
an den Friedensverhandlungen zu erkennen gegeben haben,
hatte ſich am 5. Januar auch an den Verhältniſſen, wie ſie
am 28. Dezember beſtanden, nichts geändert, es lag alſo auch
für eine Sitzveränderung kein Grund vor. Und wenn die
Ruſſen nun kategoriſch die Verlegung des Verhandlungsortes
ins neutrale Ausland fordern, alſo eine Bedingung ſtellen,
für deren Berechtigung kein Grund abzuſehen iſt, ſo tragen
ſie die Schuld, wenn die Friedensverhandlungen jäh unter-
brochen worden ſind.

Nun haben am 28. Dezember zwiſchen den Unterhändlern
beider Parteien ſchwerwiegende Differenzen über die Aus
legung des Begriffs des Selbſtbeſtimmungsrechts beſtanden;
doch dieſe Differenzen konnten bei ehrlichen Friedensabſichten
auf Seite der Ruſſen zunächſt kein Grund ſein, die Verhand
lungen zum Scheitern zu bringen, bevor der Verſuch, dieſe
Differenzen zu beheben, wie es durch die Wahl des Sonder-
ausſchuſſes beabſichtigt wurde, ehrlich gemacht worden war.
Deshalb muß noch einmal auf die Streitpunkte näher ein
gegangen werden.

Von dem Vierbunde iſt zwar die Formel des Selbſt
beſtimmungsrechts der Völker angenommen worden, es iſt
ihr aber, ſoweit die ruſſiſchen Grenzgebiete in Frage kommen,
eine Auslegung gegeben worden, die als demokratiſch nicht
bezeichnet werden kann. Die Mittelmächte glauben das
Selbſtbeſtimmungsrecht der ruſſiſchen Fremdvölker gewahrt,
wenn ſtaatliche Körperſchaften, die von ihnen als Okkupa
tionsmächten erſt geſchaffen worden ſind, die aber keineswegs
als Ausdruck des Volkswillens angeſprochen werden können,
die Entſcheidung über das fernere Schickſal ihrer Völker
treffen. Auch bei den Mehrheitsparteien des Reichstages be
ſteht kein Zweifel, daß hier das Selbſtbeſtimmungsrecht der
Völker in einem Sinne ausgelegt wird, der es begreifli
macht, wenn er in Rußland Widerſpruch erfährt. Nun i
jedenfalls eine Auslegung des Selbſtbeſtimmungsrechts der
Völker in dem Sinne, daß eine Volksabſtimmung ſtattfindet,
in Ländern eine ſehr fragwürdige Sache, wo die große Mehr
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eit weder leſen noch ſchreiben kann. Die Reichstagsmehrheit
tte ſich deshalb auf einen beſtimmten Vorſchlag geeinigt,

der dem Reichskanzler unterbreitet werden ſollte, ſich aber
durch den weiteren Verlauf der Dinge erledigte. Jm Reichs-
tage hat der Reichskanzler ſich entſchieden gegen eine illoyale
Auslegung des Selbſtbeſtimmungsrechts der Völker verwahrt.
Das ändert aber gar nichts daran, daß die Auslegung des
Artikels 2 in der Antwort der Vierbundsmächte der weiteſte
Spielraum gelaſſen iſt, was allein die Tatſache beweiſt, daß
die Alldeutſchen eine Durchführung ihrer phantaſtiſchen Er
oberungspläne im Oſten im Rahmen dieſer Auslegung für
möglich halten. Es iſt deshalb doppelt und dreifach bedauer-
lich, daß die Verhandlungen in BreſtLitowſk keine Klärung
über dieſe Frage, mit der auch die Frage der Zurückziehung
der Truppen in den beſetzten Gebieten auf das Engſte zu-
ſammenhängt, durch den Abbruch der Verhandlungen, der
zunächſt, wie wir geſehen haben, auf das Konto der Ruſſen zu
buchen iſt, gebracht hat und ſo nicht direkt feſtgeſtellt werden
kann, wem am Ende die ſachliche Schuld am Abbruch der
Friedensverhandlungen zufällt.

Doch abgeſehen davon, muß die Tatſache, daß in Deutſch
land der Geiſt der Eroberungspolitiker im Augenblicke die wil-
deſten Orgien feiert, daß ſogar die Oberſte Heeresleitung ſich
offen in Gegenſatz zu den Unterhändlern der Mittelmächte und
auf die Seite der Eroberungspolitiker ſtellt, die ſtärkſten
weifel in die loyalen Abſichten der Mittelmächte aufkommen,

aſſen. Es rächt ſich hier die Politik des Geheimparlamen-
tarismus. Deshalb muß es Aufgabe der Sozialdemokratie
ſein, mit aller Entſchiedenheit auf Klarheit zu dringen. Die
abſtrakten Formeln ſind nicht mehr ausreichend, auf ihre
Auslegung kommt jetzt alles an. Und wenn die Regierung
der Mittelmächte, bei denen in der Hauptſache die deutſche Re
gierung in Frage kommt, ſich nicht zu einer offenen demokra-
tiſchen Friedenspolitik, die jederlei Vergewaltigungen ablehnt,
benennen will, dann kann kein Zweifel mehr daran ſein, daß
ſie insgeheim mit den Alldeutſchen im Bunde iſt. Dann bleibt
nichts weiter übrig, als dieſer Regierung und dieſer Politik den
rückſichtsloſeſten Kampf anzuſagen.

Der bereits erwähnte Beſchluß der Reichstagsfraktion
hat folgenden Wortlaut:

Angeſichts der Vorgänge in BVreſt-Litowſk und des An
ſturmes der Annexioniſten gegen das Selbſtbeſtimmungs-
recht der Völker erklärt die ſozialdemokratiſche Reichstagsfraktion
ernent, daß ein freundnachbarliches Verhältnis und ein dauern
der eden nur möglich iſt bei ehrlicher Durchführung des
demokratiſchen Grundrechts der Selbſtbeſtimmung der Völker.

Die h Reichstagsfraktion fordert deshalb,daß den beteiligten Völkern die re ie vollkommen un
abhängige Willenserklärung garantiert wird.

Die letzte Entſcheidung über die innere und äußere ſtagats
rechtliche Geſtaltung der in Betracht kommenden Gebiete muß ver
ſaſſunggebenden, aus allgemeinen gleichen, direkten und
geheimen Wahlen hervorgegangenen Landesverfſammlungen
oder Volksabſtimmungen überlaſſen werden.

Die ſozialdemokratiſche Reichstagsfraktion billigt einmütig
das Verhalten ihrer Vertreter im Hauptausſchuß und iſt ent
ſchloſſen, jedem Mißbrauch des Selbſtbeſtimmungs-
rechts zum t verſchleierter Annezionen mit
Entſchiedenheit entgegenzutreten.

Die grundſätzliche Stellung unſerer Fraktion, ſagt der
Vorwärts zu dem Beſchluſſe, zu den ſchwebenden großen
Problemen iſt hier mit voller eindeutiger Klarheit zum
Ausdruck gebracht. Der Verſuch der Annexioniſten, das
Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker zum Zwecke verſchleierter
Annexionen zu fälſchen, wird mit nicht zu überbietender
h Schärfe zurückgewieſen. Es iſt klar, daß dieſer
Beſchluß, der mit Vorbedacht taktiſche Konſequenzen unter
beſtimmten Umſtänden mit Sicherheit zur Folge haben muß.
„Die Reichstagsfraktion iſt entſchloſſen, jedem Mißb rauch
des Selbſtbeſtimmungsrechts zum Zwecke verſchleierter An-
nexionen mit Entſchiedenheit r Jene, die
einen ſolchen Mißbrauch ins Werk ſetzen wollen, wiſſen alſo,
daß ſie mit der entſchloſſenen Gegnerſchaft der Sozialdemo-
kratie zu rechnen haben.

Die Friedensbedingungen der Entente.

Wien, 7. Januar. (Telunion.) Die Wiener Mittagszeitung
meldet aus Rotterdam: Amerikaniſche Berichterſtatter engliſcher
Blätter wollen erfahren haben, daß Wilſon den Entwurf der
Friedensbedingungen der Alliierten als Antwort auf die ruſſiſche
Aufforderung zum Beitritt zu den Verhandlungen in BreſtLitowsk
ausgearbeitet hat, der vielleicht mit verſchiedenen Aenderungen die
Grundlage einer gemeinſamen Deklaration der Ententeſtaaten
bilden werde. Lanſing habe darüber geäußert, daß Wilſons Ent
wurf im allgemeinen folgende Forderungen der Entente enthalte:

1. Abtretung Elſaß-Lothringens;
2. Abtretung des Trentino und Trieſt;
3. Wiederherſtellung Belgiens, Serbiens, Montenegros und

Rumäniens;
4. Verdrängung der Türkei aus Europa;
5. Wiedergutmachung aller Schäden, insbeſondere derjenigen

durch Verſenkungen verurſachten;
6. Zuſicherung, daß kein für unabhängig erklärtes, ehemals

zuſſiſches Gebiet unter Einflußnahme des Vierbundes gerate.
Dagegen ſind die Alliierten bereit, die von ihnen verur-

achten Schäden zu erſetzen, Deutſchland die Kolonien zurück-
zugeben und die Fragen finanzieller und territorialer Kompen
ſationen betr. die von Vierbundſtaaten verlangten Gebietsab-
tretungen zu diskutieren.

Kriegsfeindliche Bewegung in Jtalien.
z. 7. Januar 1918. Die Stampa veröffentlicht einen

Bericht über eine Hausſuchung in der ſyndikaliſtiſchen Arbeits
kammer in Rom, aus dem hervorgeht, n in zahlreichen

ieniſchen Kaſernen Friedensmanifeſte vorgefunden wurden.
ie Secolo aus Rom meldet, ſind der Parteiſekretär der ſozialiſti-

Partei Lazzari und der Sozialiſt Cavalierti wegen Propa-
z en den Krieg angeklagt worden. Der Sekretär der

tskammer von Lodi iſt auf Grund derſelben Anklage ver
haftet worden. Die Neue Zürcher Zeitung berichtet von der

ieniſchen Grenze: Jn den letzten Tagen haben zahlreiche italie-
ſche ſerteure wiederum die Schweizer Grenze überſchritten

LBauganso, 7. Januar 1918. Die Kriegskorreſpondenten der ita-
S chen Blätter fahren fort, in bewegten Worten die Leiden

ldaten wegen der großen Kälte an der Front und der
gelhaften wollenen Unterwäſche zu ſchildern und die italieni-

Frauen zur Anfertigung namentlich von Strümpfen anzu-
n. Aus Florenz werden 16, aus Turin 13 Grad Kälte ge

Aus dem K

Der freikonſervative
v. Zedlig u. Reukirch.

Vor dem Feind gleiche Pflichten, im Staate die Rechte nach
den Leiſtungen.

Was die n r im Kriege anlangt, was die
Leiſtungen im Kriege anlangt, ſo iſt es zwetſe los richtidaß die gleich gegen ſind für alle enn es
darum handelte, ein Wahlrecht für den Krieg zu ſchaffen,wäre das am Ende unzweifelhaft ausſchlaggebend Es

handelt ſich darum, ein Wahlrecht zu ſchaffen, was dauernd
gilt da muß man, wenn man Leiſtung und e

e

eordnete Freiherr

leiſtung in Betracht ziehen ſoll, nicht die Leiſtung im Kr
usw. e legen, ſondern das, was der Bürger dem Staatem Frieden leiſtet

Trotz allem Vertrauen zum Volke kein gleiches Wahlrecht.

Jch glaube, man kann auch bei dem enVertrauen e Bevölkerung z en, daß den Aufgaben despreußiſchen Staates nur ein les Wahlrecht gerecht wird,

daß auch iel die über durchſchnittl Leiſtungen
dem Staate r hren, einen entſprechenden Einfluß auf
das Wahlrecht haben.

Freikonſervative Vorſchläge für ein Pluralwahlrecht.

Soweit ich es überſehen kann, wird ein t
ſtimmenwahlrecht auf Grund der höheren Leiſtungen für
den Staat wohl konſtruieren laſſen. Es werden dieſenigen,
die die materiellen oder geiſtigen Schätze unſeres Volkslebens
mehr bereichern, mehr fördern, als die große Maſſe, hervor
zuheben ſein diejenigen, die in der Landwirtſchaft ſelbſtändig
arbeiten, die im Gewerbe ſelbſtändig wirken, ewigen die in
liberalen Berufen ſtehen, diejenigen, die ſich in der Selbſtver
waltung bewährt haben, auch diejenigen, die ſich durch die
Steuerleiſtung über die große Maſſe hervorheben.

Der nationalliberale Abg. Dr. Lohmann:
Die Nationalliberalen auf der Schaukel.

Meine Herren, wenn Sie jetzt von mir zu erfahren wün-
ſchen und erwarten, welche Stellung meine Fraktion zu den
Vorlagen einnehmen wird, ſo kann ich Jhnen das noch nicht
ſagen, und wenn ich es Jhnen ſagen könnte, ſo würde ich es
nicht tun wollen
Ueber die Bedeutung des Wahlrechtsverſprechens des Königs.

Meine Herren, dieſe königlichen Erlaſſe haben einen
Platz in dem urkundlichen Verfaſſungsrechte Preußens
Hier hat ſich nicht nur die Regierung, ſondern auch der König
gebunden und es würde eine Schmälerung des königlichen
Anſehens ſein, wenn das Wort nicht eingelöſt wird. Darüber
ſind wir uns vollſtändig klar, daß die Regierung ſelbſtver
ſtändlich verpflichtet iſt, mit allen Mitteln dafür einzutreten,
dieſes königliche Wort einzulöſen. Das erkennen wir durch-
aus und vollkommen an. Ganz anders liegt die Frage, ob
wir unſerſeits gebunden ſind, ob wir nicht die Pflicht und
das Recht der Kritik und der Nachprüfung haben. Meine
Herren, das iſt durchaus ſchon zu unterſcheiden.

Sicherungen und ernſte Bedenken.

Vor dem Kriege war in unſerer Fraktion niemand, der
ſich zu dem gleichen Wahlrecht bekannte; aber unter Wirkung
des Krieges iſt ein Teil meiner Fraktionsfreunde für dieſen
Gedanken gewonnen worden: ſie ſtehen dem Gedanken der
Vorlage freundlich gegenüber Aber dieſe meine
Freunde, die ich ſoeben bezeichnet habe, wünſchen Sicherungen
dagegen, daß nicht „die Gebildeten und beſitzenden Klaſſen
die Träger unſerer Kulturtraditionen“ von den Maſſen ein
fach unterdrückt werden Die große Mehrzahl meiner Frak-
tion hat ſehr ſchwere Bedenken gegen die Vorlage.

Die Nativnalliberalen wollen alles für das Volk opfern.
Meine Herren, vertrauen zu unſerm Volke haben wir in

allerhöchſtem Maß. Die Männer, die draußen fechten, der
Soldat, der im Granattrichter liegt, tagelang, jede Sekunde
ſeinen Tod erwartend, die Witwe, die zu Hanſe ihre Exiſtenz
durchhält, hungert, das ſind Leiſtungen, denen man Ver
trauen und Bewunderung entgegenbringen muß und daß der-
jenige, der das nicht täte, im Deutſchen Reiche keinen Platz
verdiente. Wir ſind auch zu jedem perſönlichen Opfer bereit,
welches notwendig iſt, um die Verwüſtungen des Krieges zu
heilen es wird ſich zeigen, wie ſich die politiſchen Parteien
nach dem Kriege zu den großen Anforderungen ſtellen werden,
die die Regierung bringen muß; dann werden wir ſehen,
welche Parteien bereit ſind, die großen Opfer auf ſteuerlichem
Gebiete zu bringen, wer bereit iſt, ſich in ſeiner Lebenshaltung
aufs äußerſte einzuſchränken, um die deutſche Volkswirtſchaft,
das deutſche Volk wieder aufzubauen Aber es iſt eine ganz
andere Frage, ob das Vertrauen, das wir haben, zu den
Folgerungen berechtigt, die die r ieht.Das gleiche Wahlrecht ein Verſtoß gegen Bismarckſche Rezepte.

Meine Herren, es beſteht ein weiteres Bedenken nach der
Richtung hin, daß dieſer plötzliche Sprung vom Klaſſenwahl-
recht zum gleichen Wahlrecht ein Verſtoß gegen die bewährten
Bismarckſchen Rezepte iſt.

Der Zentrumsabgeordnete Dr. Porſch:
Das Zentrum wollte die re htoreform erſt nach dem

Kriege.
Meine politiſchen Freunde haben aber immer erklärt,

daß eine ſolche Reform nur in ruhigen Zeiten vorgenommen
werden kann. Mein Freund Herold hat das im vorigen

abzuwarten, ehe an dieſe Vorlage herangetreten wird

Eine Proklamation der Littauer
in Stockholm.

Die Stockholmer Vertretung der littauiſchen Partei nahm fol
gende Reſolution an:

Rußland verlor alle Rechte auf Littauen durch den 120jährigen
unmenſchlichen Druck und muß das jetzt ſühnen: die Proklamierung
der littauiſchen Nation innerhalb der natürlichen ethnographiſchen
Grenzen und Rücklieferung aller fortgeführten Jnſtitutionen.
Deutſchland möge die Unabhängigkeit der littauiſchen Nation aner-
kennen, einſchließlich der littauiſchen Teile Oſt-
preußens. Die littauiſche Armee, welche 100 000 Mann ſtark
in Rußland ſei, ſoll allein im Lande die Ordnung aufrechterhalten.
Die verfaſſunggebende Verſammlung ſoll ſofort in Wilna zuſam
mentreten und die Konſtitution proklamieren. iDe Littauer ſollen
an den Friedensverhandlungen teilnehmen. Falls Rußland zu
künftig vom Meere abgefperrt ſei, ſollen die e arif en On O ſt
ſeehäfen für die ruſſiſchen Waren tariffrei zue a ſein. Die tie ſoll Rußland und tie
er n.

ampfe um das gleiche Wahlre
preußiſchen Landtage.

Winter bei der Beratung des Etats als unſere Meinung aus t
geſprochen daß es erwünſcht wäre, das Ende des Krieges

r 4
v

t Das Zentrum lobt das Dreiklaſſenwahlrecht.
r machen nicht für di wärtige Zeit ein Geſetz,ſondern für ni Wleldare Zt. e e

wenn wir die e des preußiſchen Abgeordnetenhauſes
anſehen, ſo haben wir es ja erlebt, wenn wir ſelbſt bei dieſem
als elend verſchrienen Dreiklaſſenwahlſyſtem die verſchiedenſt ſten Majoritäten in dieſem Hauſe ge

Sorgen des en vor der Radikaliſierung des
preußiſchen Landtags.

Wir müſſſen mit der Möglichkeit rechnen, daß eine Radi-
kaliſierung dieſes Hauſes eintritt und einer ſolchen Radikaliſie-
rung können wir ohne Beſorgniſſe nicht entgegentreten, be-
ſonders wenn wir an die Pflege unſerer kulturellen Jnter-
eſſen denken, an die Jntereeſſn von Kirche und Schule.

Das Zentrum fordert Sicherungen gegen das gleicheWellen
Die e würde jedenfalls viel leichter vonſtatten

wenn wir volles Bewußtſein haben könnten, daß bei einer
kratiſchen Herrſchaft ein ausreichender Schutz auch für dieſe
kulturellen Jntereſſen er de iſt. Damit ich gar
nicht das zurteil über dieſe Vorlage geſp n, ſondern
nur zum Ausdruck gebracht, daß wir in der Kommiſſion nach
drücklich darauf hinſehen müſſen, ob und welche Sicherheiten
auch unter voller rechterhaltung des gleichen Wahlrechte
in die Vorlage aufzunehmen wären weil wenigſtens die
endgültige Abſtimmung eines Teils meiner Freunde davonabhängig iſt, in r Geſtaltung die Vorlage aus der
Kommiſſion herauskommt.

Die Stellung des Zentrums zur Wahlreform.
Was nun die Stellung meiner n anlangt, ſo

wir die letzte programmatiſche Erklärung in unſerm hl
aufruf vom re 1913 eben welcher Bezug nimmt
auf das Wahlgeſetz, das im Jahre 1910 leider gert
iſt 1918 n wir einmütig erklärt, daß uns das drin-
gendſte in der Reform des preußiſchen Wahlrechts
erſcheint, die öffentliche Stimmab du die ge
heime Stim abe zu erſetzen; wir haben dann zwei-
tens als unſere Meinung erklärt, daß wir die indirekte Wahl
zu erſetzen wünſchen durch die direkte Wahl. Wir haben da
bei, da damit allein ein Wahlgeſetz nicht hergeſtellt werden
kann, die Frage offen gelaſſen, ob wir nun ein gleiches oder
ob wir ein abgeſtuftes Wahlrecht haben wollen und nach wel
chen Grundſätzen etwa dieſes Wahlrecht abzuſtufen ſei Wir
haben zu der Frage des gleichen lrechts damals u
Stellung genommen, weil ſchon ſeit einigen Jahren damals
in den Kreiſen unſerer Wähler doch Zweifel über die Zweck
mäßigkeit eines gleichen Wahlrechts aufgetreten waren und
weil auch in den Kreiſen meiner Freunde ein Teil wenigſtens
dieſen Zweifel über die Güte des gleichen Wahlrechts ſich an
geſchloſſen hatte Jch bin beauftragt mitzuteilen daß
ein Teil meiner Freunde nach wie vor für das gleiche Wahl
recht zu ſtimmen bereit iſt. Der andere Teil meiner Freunde
macht ſeine endgültige Stellungnahme von den Verhandlungen
in der Kommiſſion und von deren Ergebniſſen abhängig. Und
dies deshalb, meine Herren, weil wir in der Tat nicht ohne
Beſorgniſſe ſehen können, wie die parlamentariſchen Verhält
niſſe Preußens geſtalten werden, wenn der uns vorgelegte
Geſetzentwurf uwerändert Geſetzeskraft erhalten ſollte.

Der Volksparteiler Abgeordneter Pachnicke:
Die Volkspartei fordert energiſche Taten von der

Regierung.
Die Miniſter gedenken, alle zur Verfügung ſtehenden

verfaſſungsmäßigen Miktel anzuwenden. Der Enetgie des
Wortes folgt hoffentlich die Energie der Tat. Wir erwarten
von der Regierung, eine vor keiner Konſequenz zurückſchrek

kende Energie. rMaſſenſtimmungen und Sicherheitsventil.
Was Maſſen und. Maſſenſtimmungen in einem Kriege

bedeuten, das haben wir erfahren. Mit der Ankündigung des
eichen Wahlrechts wurde ein Ventil geöffnet, durch we
pannungen, wie ſie in einem langen entſtehen, ſich

löſen können. Wehe der Hand, die dieſes Ventil wieder zu
ſchließen verſucht.

Anwendung der Machtmitel der Regierung.
Die Regierung hat Machtmittel in der Hand, und ſie wird

ſie anwenden müſſen, wenn das Parlament verſagt.

Preußen ſoll ſich nicht der Kulturentwicklung
entgegenſtellen.

Preußen ſoll ſich nicht dem Entwicklungsgeſetz der garKulturwelt entgegenſtellen. Durch die Völter geht der W

zur Demokratiſierung. Er kann an Preußen nicht vorüber
gehen.
Verhältniswahl, aber nur für nene Wahlkreiſe.

Was dann die dichtbevölkerten Wahlkreiſe anbelangt,
meine Herren, ſo möchten wir auf den Gedanken der Verhält
niswahl für dieſe nicht verzichten.

Vorläufiger Verzicht auf neue Wahlkreiseinteilung.

Wir ſind e P i Frage einerteilung der Wahlkreiſe einſtweilen zuriReueinteilung iſt nötig, und vermeidlich. ſie wird mit
dieſen Vorlagen nicht wohl zu verbinden ſein.

Frauenwahlrecht und Volkspartei. wede
Jetzt dieſe Frage mit zur Verhandlung zu ſtellen, h

nur rauenwahlrecht, ſondern das ganze Re
formwerk gefährden.

Vom Schutz der kleinen Völker.
Die Zeitung Vrij Belgie ſchreibdt: Anläßlich der wachſenden

Erbitterung der flämiſchen Soldaten über das ihnen fortwährend an
getane Unrecht an der ganzen belgiſchen Front, hat auch in der Etappe
eine allgemeine Verfolgung gegen alle volksbewußten Flamen begon
nen. Sie werden beſpioniert und herausgefordert, verdächtigt und von
ihren franzöſiſch geſinnten Vorgeſehzten auf alle Art gekränkt und ge
demütigt. Die Soldaten werden nur wegen ihrer ſlämiſchen Geſinnung
zurückgeſetzt und ſind von jeder Beförderung ausgeſchloſſen. Sie
wurden mit Straf und Kriegsgerichten verfolgt. Flämiſche Vorgeſeßte
ſind zu niedrigeren Rangklaſſen degradiert worden, weil ſie ſich ge
weigert haben, ihre flämiſche Ueberzeugung aufzugeben. Den ſlämi

ſchen Soldaten wird buchſtäblich jedes ſelbſtändige Auftreten unmöglich
gemacht. Die Zenſur tritt unerbittlich gegen alles, was iſch geſinnt
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Der Volksbund für heit und
Vaterlan

elt geſtern im Sitzungsſaale des preußiſchen Ab tene
Die ordnung lautete:und Ziele des olte bunte s vſsaven

Der Vorſitzende Profeſſor Francke eröffnete die Sitzung, erſagte: Jn tiefernſter Stunde und vor ſchickſalsſchwerer Enſſekin

erhebt der Volksbund ſeine Stimme. Er iſt keine Partei, i
v a unabhängig und von der Ueberzeugung getragen, daß nurdas Zuſammenwirken von Regierung und Reiſeteg einen glück
lichen Ausgang des Krieges, einen dauernden ehrenvollen Frieden
und den Wiederaufbau Deutſchlands verbürgt.

Geheimrat Profeſſor Zroeltſch führte aus: Der Volksbund
ſei ein Zuſammenſchluß an ſich neutraler und wirtſchaftlicher
Organiſationen. Es ſei ein Fehler des Vereins, der ſich Vater
landspartei nennt, daß dieſer von Fragen der inneren Politik
laubt abſehen zu können. Der Volksbund wolle wirken für Frei-
it und Vaterland, eines durch das andere und keines gegen das

andere; darum trete er für die Neuregelung des preußi-
ger a ein, damit dadurch auf vernünftige Weiſe

er tatſächlich bereits beſtehende Zuſtand zum Ausdruck komme.Durch den Reichstag müſſe auf die drängenden En dungen
T zrrt werden. Die Weſtoölker bleiben heute noch friedens
unluſtig, die eiſernen Stirnen Clemenceaus, Lloyd Georges und
Wilſons müßten er ämmert werden; da ſei keine Schlauheit
am Platze; aber mit Rußland müſſe eine Verſtändigung geſucht
werden. Jn einem Vertragsfrieden könne ſehr wohl von einer
Regulierung unſerer gewiß ſehr üblen Grenzen die Rede ſein.
Aber vor allem ſei eine Verſtändigung nötig, um unſerer Welt
wirtſchaft. die t neuer Entwicklung zu d unter Preis-
abe der Theorien all itikken Th e Politik ſich auf Macht und Gewalt

Reichstagsabgeordneter Legien beyhandelte ausführlich die
Fragen des preußiſchen Wahlrechts Es ſei unmöglich, daß die, die
das Haus gegen eine Welt von eFinden verteidigt hätten, wieder in
die unwoynlichen Räume dieſes Hauſes zurückkehrten. Es dürfe
nicht Räume im Hauſe geben, über denen ſtehe: „Eintritt für Bürger
2. und 3. Klaſſe verboten. Die Durchführung der Wahlrechts-
änderung hänge auch vom Ausgang des Krieges ab. Die gewaltſame
Eingliederung fremder Gebiete und Völker ſichere nicht die freiheit
liche Entwicklung nach innen und den Frieden nach außen. Der
Wahlrechtsvorlage drohe Verſchleppung, aber die Spannung, beſon
ders in den arbeitnehmenden Kreiſen ſei ſo groß, daß eine Kleinig-
keit grnügc, um fie zur Entladung zu bringen. Der Volksbund be-
rühre nicht die politiſche Stellung des einzelnen, die Begriffe Frei-
heit und Vaterland dürften aber nach dem Kriege nicht wieder von
einander getrennt werden. Die Hoffnung auf inneren Zwiſt in
Deutſchland ließ unſere Feinde einen ſchnellen Sieg erwarten.
Diesmal hätten ſie ſich per Es ſei dringend zu wünſchen, daß
ihnen künftig die Gründe zu ähnlichen Hoffnungen entzogen würden.

Das Herrenhausmitglied Stegerwald führte aus, der
Volksbund lehne ein Erſtreben der deutſchen Vormachtſtellung auf
dem Boden von Macht und Gewalt ab, ebenſo aber auch die engliſche
Vormachtſtellung im Kampfe, gegen welche Deutſchland ſein letztes
hergeben werde. Nach dem Kriege müſſe eine allgemeine Vertrags-
politik herrſchen. Deutſchland müſſe gleichberechtigt unter den
andern Staaten daſtehen. Bei dem Frieden würde derjenige am
beſten fortkommen, der ſich zuerſt verſtändige. Einen Verzicht-
brieden wolle der Volksbund Vſet. Deutſchland müſſe freie Ent-
rn geſichert haben, aber der Friede dürfe nicht den Keim zu
neuen Kriegen in ſich tragen. Für ſolche Ziele müſſe Deutſchland
kämpfen bis zur letzten Kraft. Den Weſtvölkern gegenüber ſei zu
ſagen, daß der deutſche Verſtändigungswille nicht in Verſtändi-
gungsduſelei ausarten dürfe und werde.

Die Redner fanden lebhaften Beifall.
Folgende Entſchließung wurde einſtimmig angenommen:
Der Volksbund für Freiheit und Vaterland, der in wirtſchaft

lichen Verbänden von Arbeitern, Angeſtellten und Beamten ſowie
Einzelmitgliedern aus Stadt und Land nahezu vier Millionen
deutſcher Männer und Frauen vereinigt, bekennt ſich in ſeiner erſten
Mitgliederverſammlung am 7. Januar 1918 im Abgeordnetenhauſe
in Berlin zu nachſtehenden Grundſätzen und Forderungen:

1. Solange der Vernichtungswille der Feinde nicht gebrochen
iſt, muß unſer Volk wie an den Fronten ſo auch in der in
treuer Einigkeit und Dankbarkeit gegen unſre Brüder im Waffenrock
ur Verteidigung des Vaterlandes zuſammenſtehen, um in äußerſter

ſpannung aller Kräfte die feindlichen Anſchläge zu vereiteln.
2. Um dieſe Einigkeit unſres Volkes und die Anſpannung ſeiner

Kräfte zu ſtärken, iſt es ein in der Gerechtigkeit wurzelndes Gebot
höchſter Staatsnotwendigkeit, ſofort den eingeleiteten freiheitlichen
Ausbau in Reich und Staat fortzuführen und die Gleichberechtigung
aller Staatsbürger und ihre Mitarbeit an den öffentlichen Aufgaben
u ſichern. Insbeſondere fordert der Volksbund die ſchleunigeDurchführung des gleichen, direkten, geheimen, allgemeinen Wahl

rechts für das Abgeordnetenhaus, und eine volkstümliche Reform des
Herrenhauſes in Preußen. Jede Verſchleppung würde ſchwere Ge
fahren für die innere Einheit heraufbeſchwören. Nicht minder muß
noch während des Krieges im Reiche die Koalitionsfreiheit gewährt,
das Vereinsrecht geſichert, die Vertretung von Arbeitern und Ange-

llten in den Arbeitskammern geſetzlich geordnet und dement-
prechend die Vertretung der Beamten in geeigneten Körperſchaften

rbeigeführt werden. e3. Eine freiheitliche Entwicklung im Jnnern bietet ſogleich eine
feſte Grundlage für eine klare und offene Politik nach außen.

Wir lehnen einen Vergzichtfrieden ebenſo entſchieden wie einen
Gewaltfrieden ab, der den Keim künftiger Kriege in ſich birgt. Wir
wollen einen Frieden der Verſtändigung, der die Ehre, das Leben
und die Entwicklung unſeres Volkes ſichert, unbeſchadet etwa zu
vereinbarender Grenzverſchiebungen von gewaltſamen Gebietser-
weiterungen und Kriegsentſchädigungen abſieht und das Selbſt-
beſtimmungsrecht der Völker aufrichtig wahrt. Jeder Friede, der
Dauer haben ſoll, muß den freien Verkehr und den Handel der
Völker und die Gemeinſchaft des Rechtes und der Sittlichkeit gewähr-
leiſten. Jn dieſen weiß ſich der Volksbund für Freiheit
3 Vaterland einig mit der übergroßen Mehrheit des deutſchen

olkes.

Ein pell Trotzkis
an die franzöſiſchen Sozialiſten.
Die Verits veröffentlicht einen Appell Trotzkis an die fran

zöſiſchen Sozialiſten, deſſen weſentliche Stellen wie folgt lauten
Die bisherigen Kriegserfahrungen haben gelehrt, daß der

Krieg nicht durch Waffengewalt ſein Ende ſinden kann. Wie oft
hat man dem franzöſiſchen Volke den entſcheidenden Sieg ver
heißen Jedesmal waren ſeine Hoffnungen vereitelt. Wir ſind
alſo auf militäriſchem Gebiete heute einer Löſung ſo ferne wie
nach den erſten Kriegsereigniſſen. Dem franzöſiſchen Sozialismus
fällt ein Teil der Verantwortung dafür zu, daß der Krieg noch
nicht ſein Ende gefunden hat. Die franzöſiſchen Kammerſozialiſten
erzielten, obſchon ſie alle Kriegskredite bewilligten, bisher nicht
das geringſte Entgegenkommen der Regierung. Man verweigerte
ihnen jede präziſe Antwort über die Kriegsziele der Entente und
verſperrte ihnen den Weg zu der geplanten internationalen Kon
ferenz. Das Vorgehen der franzöſiſchen Sozialiſten iſt durchaus im Wi
derſpruche mit ſozialiſtiſchen Geundſätzen. Rach allen Demütigungen,
denen ſich der franzöſiſche Sozialismus ausgeſetzt hat, hat er das Recht

verwirkt, den ruſſiſchen Maximalismus zu verurteilen. An uns hat es
wahrhaftig nicht gefehlt, den allgemeinen Frieden vorzubereiten,

Frieden um jeden Preis Unſere Vorbereitungen
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Der deutſche Tagesbericht.
Großes Hauptquartier, 7, Januar.

Weſtlicher Kriegsſchauplatz.
Jm Stellungsbogen öſtlich von Ypern und in einzelnen Ab-

ſchnitten zwiſchen den von Arras und Peronne auf Cambrai
führenden Straßen entwickelten ſich am Nachmittage heftige Ar
tillerickämpfe.

Auch zwiſchen der Miette und der Aisne beiderſeits von
Ornes und auf dem Weſtufer der Moſel war das Artillerie und
Minenfeuer geſteigert.

De Kampftätigkeit der Infanterie blieb auf Erkundungen im
Vorfelde der Stellungen beſchränkt.

Oeſtlicher Kriegsſchauplatz.
Nichts Neues.

Mazed niſ er
Italieniſcher Kriegsſchauplatz.

Die Lage iſt unverändert.

R ee
beruhten auf demokratiſchen Grundlagen, denen die Sozialiſten
aller Länder nähertreten konnten. Was iſt daraus in Paris ge
ſchehen Man hat uns mit der Ernennung des Miniſteriums
Clemeneean geantwortet, einer Regierung des blindeſten Chau
vinismus und der Reaktlon auf ſozialem Gebiete. Clemenceaus
Weg iſt nicht der des Friedens, er führt das franzöſiſche Volk zu
ſeinem Untergange. Dieſe Erkenntnis wird doch endlich im fran
zöſiſchen Proletariat dämmern. Es wird von ſeiner Regierung
die Teilnahme an den Friedensverhandlungen verlangen. Erſte
Vorausſetzung hierfür muß die Bekanntgabe der franzöſiſchen Be

dingungen ſein. Die Verhandlungen ſind offen. Der ruſſiſche
Volksrat wird die Jntereſſen und Grundſätze des internationalen
Sozialismus verteidigen.

Das Paſſieren der ruſſiſchen Grenze.
Wolffs Bureau meldet aus Petersburg: Der Uebertritt auf

ruſſiſches Gebiet kann unter folgenden Bedingungen erfolgen:
1. Die Grenzen ſind für alle fremden Bürger frei zu über

ſchreiten, wenn ſie diplomatiſche Päſſe von den alliierten und neu-
tralen Mächten mit dem a dds Kommiſſariats für Auswärtiges
beim Rat der Volkskommiſſare beſitzen.

2. Ruſſiſche Bürger, welche diplomatiſche Päſſe vom Kommiſ-
ſariat beim Rat der Volkskommiſſare beſitzen, überſchreiten die
Grenze frei.

3. Politiſche Verbannte, welche perſönliche Päſſe beſitzen, die
in jedem einzelnen Falle durch beſondere Bevollmächtigte der be-
treffenden Ausſchüſſe der Verbannten ausgefolgt werden und das
n von dem Vertreter des Rates der Kommiſſare im Auslande
ragen.

4. Bürger, ſgeg ruſſiſche einſchließlich finniſche, als Fremde,
welche diplomatiſche Päſſe beſitzen, überſchreiten die ruſſiſche Grenze
frei, falls ſie eine vorläufige beſondere Aufenthaltserlaubnis von
dem Vertreter des Rates der Kommiſſare im Auslande beſttzen, und

5. ruſſiſche Bürger, ausgenommen Diplomaten, welche das ruſſi
ſche Gebiet verlaſſen, werden Leibesunterſuchungen unterworfen.

Franzöſiſche Bomben über Schweizer
Gebiet.

Bern, 7. Januar. Wie das Preſſebureau des Armee-
ſtabes mitteilt, ſind die geſtern in Kallnach
Bomben wiederum franzöſiſchen Urſprungs. Die Empörung
über dieſen bis gegen das Herz der Schweiz vorgetragenen
Fliegerangriff iſt in der ganzen Schweiz gewaltig.

Weiter meldet der Bund über den Fliegerangriff noch,
daß im Augenblick des Einſchlagens der fünf Bomben der
ſchweizeriſche Militärzug nur 500 Meter von der Station
entfernt war. Die Lage der Einſchläge und die Wahr-
nehmungen der Leute ſollen nach dem Bund auf eine Flug-
richtung Oſt-Weſt quer zur Bahnlinie deuten. Etwa 500
Meter von der Station Kallnach ſteht die größte Zentrale
der Berniſchen Kraftwerke und daneben die Karbid-
fabrik Weinmann.

Neues zur Weltlage.
Die engliſche Regierung beantwortete die Aufforderung der

ruſſiſchen Regierung, an den Friedensverhandlungen in BreſtLitowſtk
teilzunehmen. Sie proteſtiert gegen die Auffaſſung, daß die Entente
Regierungen für den eventuellen Mißerfolg der Friedensverhandlungen
mit den Zentralmächten verantwortlich ſeien. Die Verhandlungen hätten
begonnen, ohne daß ein diesbezügliches Einverſtändnis zwiſchen den
Alliierten erzielt worden ſei. Die Weigerung, an den Verhandlungen
teilzunehmen, habe daher zu Recht beſtanden.

Clemenceau berief am Sonnabend die Parteiführer zu ſich,
um ihnen wichtige Mitteilungen über den Verlauf des letzten Miniſter
rats und über die Beratungen der Alliierten hinſichtlich der ruſſiſchen
Einladung zu geben. Der Miniſterpräſident begründete die ablehnende
Stellungnahme damit, daß Frankreich ohne ElſaßLothringen keinen
Frieden mache und darum auch nicht Verhandlungen aufnehmen könne.

Aus Petersburg wird gemeldet: Trotzki hat verboten, daß
die Depoſiten der fremden Botſchaften und Gefandtſchaften bei den
ruſſiſchen Banken ausbezahlt werden, ſolange das Geld der alten Re
gierung, welches im Auslande bei dortigen Banken deponiert iſt, nicht
den Volkskommiſſaren zur Verfügung geſtellt wird.

Die Entente beſchloß, die Unabhängigkeit der Ukraine anzu
erkennen. Die Rada wird von einer nach Kiew zu entſendenden ge
meinſamen Sonderbotſchaft von dieſer Entſcheidung feierlichſt ver
ſtändigt werden.

Wie die Neue Korreſpondenz aus Petersburg meldet, verlautet,
daß Trotzk i am Donnerstag der Pforte eine Note übermittelte, in
der er verſchlägt, über die Zurückziehung der ruſſiſchen Truppen aus
Perſien Verhandlungen anzuknüpfen, unter der Bedingung, daß dies
Beiſpiel auch von der Türkei befolgt werde.

Der Papiermangel der Budapeſter Zeitungen iſt derartig groß,
daß nach einer Ankündigung der Blätter ihr Erſcheinen nur noch für
einen Tag geſichert iſt.

Die Beſchlagnahme der amerikaniſchen Eiſenbahnen
durch die Regierung wurde in erſter Linie veranlaßt durch die ſteigende
Kohlennot, die allein in den Häfen von Neuyork von über eine
Million Bruttotonnen zur Untätigkeit verurteilt. Jhre Zahl nimmt
täglich zu, wird der Daily News aus Neuyork telegraphiert. Die Koh-
lennot hindert die Kriegführung, und keine Abſtellung iſt in Sicht.

Der Krieg im Weſten.
Der deutſche Angriff am 30. Dezember ſüdlich Marcoing

war eine völlige Ueberraſchung für die Engländer, die die vor
rückenden deu

und

tſchen T n gleichzeitig mit dem weiter rückwärtsJ 17 h die deutſchen Sturmtrupps bereits
in die vorderſten G eindrangen und eine ernſtliche Vertei

digung infoige der überraſchenden Schnelligkeit ihres Vorgehen
w. machten Jm deutſchen Vorbereitungsfeuer der Artillerie
und Minenwetfer waren die blutigen Verluſte, wie auch die Ge
fangenen übereinſtimmend ausſagen, außerordentlich ſchwer. Vor
allem ſei die Wirkung des Minenfeuers und der Flammenwerfer
geradezu verheerend geweſen.

N Tauwetter haben am Sonntag an zahl-
reichen Abſchnitten der Weſtfront Artilleriekämpfe ein
geſetzt, die teilweiſe bis zum ſpäten Abend und nachtsüber in
lanmäßiger Stärke anhielten. Auch die zie ertätigkeit bliebfaſt überall trotz ſchlechten Wetters rege. Zahlreiche feindliche Er-

kundungsabteilungen mußten, ohne ihren un erfüllen zu
Leneſt in unſerem Feuer zurückflüchten und erlitten ſchwere

erluſte.

Der Krieg zur See.
Erweiterung des Sperrgebietes.

TU. Berlin, 8. Januar. Die Norddeutſche Allgemeine Zeitung
veröffentlicht heute abermals eine Ergänzung der Sperrgebiets-
erklärung vom 31. Januar 1917. Das Gebiet um die feindlichen
Stützpunkte auf den Kap Verdiſchen Jnſeln und dem Stützpunkt
Dakar mit den anſchließenden Küſtengebieten wird vom 11. Jan.
1918 an als ein neues Sperrgebiet erklärt Mit gleichem Datum
wird das Sperrgebiet um die Azoren nach Oſten bis über die
unſeren Gegnern als Stützpunkt dienende Jnſel Madeira ausgedehnt.

Berlin, 7. Januar. (Amtlich.) Neue U-Bootserfolge im
Sperrgebiet um England 20000 Br. -R.-T. Von den Schiffen
wurde der größte Teil an der M erae z der Reſt im
Sperergebiet um England verſenkt. Zwei große, ſchwer beladene
Dampfer wurden in geſchicktem Angriff aus demſelben Geleitzug

Unter den übrigen Schiffen konnte der engliſche
ampfer 6695 Tonnen feſtgeſtellt werden, der voll be

laden nach England beſtimmt war.
Der Chef des Admiralſtabes der Marine.

Politiſche Aeberſicht.
Deutſches Reich.

Wollen die chriſtlichen Arbeiter abſchwenken
Es iſt bekannt, daß ſich die chriſtlichen Gewerkſchaften in

wiederholten Kundgebungen für die unbedingte Einführung
des Reichstagswahlrechts in Preußen ausgeſprochen haben.
Auffallenderweiſe iſt es aber neuerdings nach den bekannten
programmatiſchen Erklärungen der Zentrumspartei im Land
tage darum viel ſtiller geworden, und in der jüngſten Nummer
der Weſtdeutſchen Arbeiter-Zeitung wird einem Geiſtlichen
das Wort gegeben, der ſich für „Sicherungen“ zum Schutze
von Kirche und Schule ausſpricht, für die die chriſtlichen Ar
beiter unbedingt eintreten müßten. Er ſagt am Schluſſe:

Jetzt handelt es ſich darum, die Entwicklung mit dieſen Sicher-
heiten zu umgeben, und zwar muß dies bei aller ruhiger Ueber-
legung der Dinge, bei aller Schwierigkeit der Durchführung doch mit
einem gewiſſen Eifer geſchehen, damit nicht der falſche Verdacht von
andern erweckt wird, als ſolle durch Ver ſchleppung das gleiche
Wahlrecht hintertrieben werden. Sollte die Sozialdemokratie wegen
dieſer Sicherungen unſrer Bewegung Vorwürfe machen, ſo kann
uns dies gleichgültig bleiben, weil für die chriſtlich-nationale Ar-
beiterſchaft die Verteidigung des chriſtlichen Staats-
chargkters eine erhabene Aufgabe iſt und ſie zugleich
damit um ihre eigne Exiſtenz kämpft, weil eine ungehemmte
Linksmehrheit auf die Dauer unſrer chriſtlich-
nationalen Arbeiterbewegung das Fundament
abgraben würde. Nicht nur im Jntereſſe unſrer geiſtlichen
Präſides, nein auch von dem chriſtlichen, vor allem auch unſern ka-
tholiſchen Arbeitern muß dieſe Forderung öffentlich und klar erhoben
werden.“

Es iſt klar, worauf dieſer „aewiſſe Eifer“ hinauslaufen
muß: auf eine Beſchneidung des aleichen Wahlrechts. Und es
iſt ſehr auffällig, daß die Weſtdeutſche Arbeiter-Zeitung kein
einziges Wort der Abwehr zu ſagen hat.

Aus der Partei.
Engelbert Pernerſtorffer F.

Aus dem Schottengymnaſium zu Wien ſind die zwei bekannteſten
Vorkämpfer der öſterreichiſchen Arbeiter hervorgegangen: Viktor
Adler und Engelbert Pernerſtorfer. Freunde von der Schulbank
bis zuletzt vielleicht gerade wegen ihrer großen Verſchiedenheit.
Doch nur von dem einen der beiden iſt heute zu reden.

Jm Revolutionsjahr 1848 war Engelbert Pernerſtorfer
als Sohn kleiner Leüte in Wien geboren. Ein ſtarkes Tempera-

ment zog den jungen Menſchen
zum Radikalismus, zur Oppo-
ſition, ein tiefer Jdealismus
machte ihn zum demokratiſchen
Nationaliſten. Als Student ſchloß
er ſich der großdeutſchen Richtung
an. Als er durch eine Art Maß-
regelung die Stelle eines Lehrers
an einer höheren Mädchenſchule
verlor, ergab er ſich e der
Schriftſtellerei Deutſche Worte
nannte er ſeine erſ oriſg Später
kam es zwiſchen Pernerſtorfer und
dem Parteiführer Georg Schö-
nerer, der keine anderen Götter
neben ſich duldete, zur Trennung,
die auch einen ſachlichen Gegen
ſatz ausdrückte.

J Mit dem Wiener Demokrateno. D mMagiſtratsrat Dr. Ferdinand
Kronawetter zuſammen bildeteE r rer Pernerſtorffer bis 1897 jene Zwei
männerpartei im Kurienhauſe,

die faſt allein für die zuerſt ausnahmegeſetzlich verfolgte und dann
noch immer politiſch entrechtete Arbeiterſchaft und für das gleiche
Wahlrecht eintrat.

Pernerſtorfer vollzog damals auch formell den Uebertritt zu
der Sozialdemokratie und verlor auch bei der erſten Wahl ſein
Mandat gegen die Klerikalen. Jetzt trat er in die Redaktion
der ArbeiterZeitung ein, deren Theater und Unterhaltungsteil
er leitete. Erſt 1901 ſchickte ihn Wiener-Neuſtadt in das Abge-
ordnetenhaus zurück und er behauptete das

leichen Wahlrecht 1907 und 1911. Durch Würde, Beherrſchungſer parlamentariſchen Technik, Rednergabe und Witz zum Leiter

roßer Verſammlungen wie geboren, war Pernerſtorfer bis zuletzt
izepräſident des Volkshauſes. Während des Krieges nahſn
tnerſtorfer ſofort und unzweideutig Partei für die Politik der

ehrheit in Deutſchland.
erſtorfer war ein Redner von begeiſternder Kraft, in der

Schönheit und Wucht der Sprache dem alten Wilhelm Liebknecht
verwandt. Niemals ließ er ſich zur demagogiſchen Gemeinheit
erab, immer waren ſeine Worte von wahrer Bildung erfüllt.
eit herum in ganz Oeſterreich, ſoweit die deutſche Junge u

haben v ganze Arbeitergenerationen gelauſcht. Er war vol
tümlich bei ihnen und wurde beinah ſchwärmeriſch verehrt, wen
er auch auf die Parteipolitik im engeren Sinne keinen übragenden Einfluß ausübte. Sein Tod iſt ein e t
nicht nur für die deutſch- öſterreichiſche Sozialdemokratie ſondefür die geſamte deutſche Aelt.

andat unter dem
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TSoziales. agwerbeurſegg ſein mehr ſud W h hre ſende

Beſſere Verſorgung der Kriegsbeſchädigten.
Das Kriegsminiſterium verſendet ein Rundſchreiben an die Preſſe,

in dem auf einige in der letzten Zeit getroffene und nicht allgemein be
kannte Maßnahmen hingewieſen wird, welche die Lücken der jetzi-

en Kriegsbeſchädigtenfürſorge ausgleichen ſollen.da Rundſchreiben geht davon aus, daß das Mannſchaſtsverſorgungs
geſetz vom 31. Mai 1966 ſich gegenüber den durch den Krieg geſchaffenen
Verhältniſſen vielfach als unzureichend erwieſen hat.

Durch die neugetroffenen Maßnahmen wird zunächſt der Kreis

der Perſonen erweitert, die t(age beziehen. Während das Mannſchaftsverſorgungsgeſetz in der
Hauptſache nur äußerlich Schwerverletzten die Verſtümmelungszulage
von 27, M. monatlich zubilligte, ſoll ſie jetzt auch den innerlich Schwer-
erkrankten zugebilligt werden. Ferner ſoll Verſtümmelungszulage ge
währt werden bei Störungen der Bewegungs- und Gebrauchsfähigkeit
beider Hände, Arme, Füße oder Beine, die in ihrer Geſamtwirkung dem
Verluſt einer Hand, eines Armes uſw. gleich zu achten ſind, ebenſo bei
Halbblindheit und ſchließlich bei ſchweren Geſundheitsſtörungen, die in
bezüg auf Schonung oder Hilfsbedürftigkeit dem Zuſtande des Pflege-
dedürfniſſes naheſtehen. (Z. B. bei ſchweren Folgezuſtänden nach Kopf-
ſchüſſen, bei Verletzungen des Unterkiefers, die künſtliche Ernährung
oder ausſchließlich flüſſige Koſt notwendig machen, bei ſchweren inneren
Leiden, die durch beſonderes Schonungsbedürfnis die Lebenshaltung
außergewöhnlich erſchweren.)

Kann bei einer Verletzung oder Erkrankung Dienſtbeſchädigung
bezw. Kriegsdienſtbeſchädigung nicht feſtgeſtellt werden, weil das Leiden
mit dem Militärdienſt zweifellos in keinerlei Zuſammenhang ſteht, ſo
wird ſagt das Rundſchreiben des Kriegsminiſteriums der Kranke
keineswegs kurzerhand ohne jede Verſorgung entlaſſen, ſondern es
kann ihm eine bedingte Rente gewährt werden. Die für die Be-
willigung ſolcher bedingten Renten bisher beſtehenden Einſchränkungen,
daß der Betreffende längere Zeit im Dienſt geweſen und mindeſtens
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Bekanntmachung. ber die d ächtigung des Bundesrat irtſchaft
m. über die Ermächtigung des Bundesrats zu wirtſchaftDie auf dem Eröllwiger e 18 lichen Maßnahmen uſw. vom 4. Auguſt 1914 Reichs

eit vom 20. Juni Geſetzblatt S. 327) folgende Verordnung erlaſſen:teilung A, in welcher in der
bis Mitte Februar 1894 Erwachſene beerdigt worden

d, kommt vorausſichtlich Anfang Februar 1918 zur
iederbelegung.

r 12. Februar 2hofsordnung vom S. März 1916 geſtattet
Anträge ſind unter genauer Angabe der Nummer und
Reihe des Grabes

bis zum 31. Januar 1918

ſtraße Nr. 32, zu ſtellen. Später eingehende
können keine Berückſichtigung finden.

Halle, am 31. Dezember 1917.
Der Magiſtrat.

Bekanntmachung. v
Sämtliche Händler ſowie Kohlenbezugsvereinigungen Kraft.

werden hierdurch nochmals aufgefordert, ihre Beſtellungen
für die Werke

ſpäteſtens bis zum 12. eines jeden Mongts
dei uns einzureichen.

Später eingehende Beſtellungen können nicht mehr
berügſichtigt werden.

Halle, am 7. Januar 1918.
Die Ortskohlenſtelle.

Jch habe heute eine Bekanntmachung r Ver-
votes des von Militärſtoffen erlaſſen. Die
Bekanntmachung iſt in den amtlichen Zeitungen ver-
öffentlicht worden.

Magdeburg, den 2. Januar 1918.
Der ſtellvertretende Kommandierende General

Verſtümmelungszu-

laſſen worden.
Den Kriegsbeſchädigten, die trotz eifriger Bemühungen und trotz

Jnanſpruchnahme der Kriegsfürſorgeſtellen nicht ihr früheres Arbeits
einkommen wieder erreichen, kann ein Teil des Schadens durch Zuſatz-
renten erſetzt werden. Schließlich wird in den Fällen, in denen ent
laſſene Mannſchaften trotz der ihnen gewährten Verſorgungsgebührniſſe
ohne Verſchulden in bedrängte wirtſchaftliche Lage geraten, durch Ge
währung einmaliger oder auch laufender Unterſtützungen geholfen.

Aus aller Welt.
Großes Schadenfener in Hoboken Reuter berichtet aus Neu

vort: Durch einen großen Brand wurden in Hoboken umfangreiche
Fabrikanlagen vernichtet. Durch das ſchnelle Eintreffen der Feuerwehren
aus Neuyork konnte verhindert werden, daß ſich der Brand auf die
Landungsplätze ausbreitete. Eine Anzahl Feuerwehrleute wurden
unter der Einwirkung des Rauchs und der heftigen Kälte ohnmächtig.

Madrid ohne Gas. Da wegen der Transportſchwierigkeiten keine
Kohlen eintreffen, gibt es in Madrid keinen einzigen Kubkmeter Gas.
Weder für öffentliche Beleuchtungszwecke noch für induſtrielle Unter
nehmen oder Haushaltungen iſt Gas zur Verfügung. Die Zeitungen
erſcheinen infolgedeſſen verſchiedene Stunden ſpäter als gewöhnlich; ihr
Format iſt erheblich verkleinert.

Sturmſchäden. Die Zeitung Dia erfährt von dem Miniſter des
Jnnern, daß die Seedeiche bei San Sebaſtian auf der Jnſel
Gomera durch Sturm zerſtört wurden. Die Stadt iſt überſchwemmt.
Es wurde großer Schaden angerichtet. Die Zahl der Opfer iſt groß.

Lublin, 8. Januar. Der Piotrkower Dzienmik Narody vom
5. Januar meldet, daß dort ein Jndividuum, deſſen nähere Perſo-
nalien nicht feſtgeſtellt worden ſind, in Fähnrichtsuniform auf
Grund gefälſchter Dokumente beim aKufmann Bicz eine Haus-
ſuchung vornahm und 150 000 Rubel an ſich nahm. Der Schwindler

S 1.
Die Herſtellung von Margarine und Kunſtſpeiſefett

Die Weitererhaltung von Reihengräbern ſur eine iſt nur denjenigen Betrieben geſtattet, denen der Reichs
weitere Begräbnisperiode kann gemäß S 16 der Fried kanzler oder die von ihm beſtellte Stelle die Geneh-

migung dazu erteilt.
werden. und kann von Bedingungen abhängig gemacht werden.

Wer ohne die nach S 1 erforderliche Genehmigung
Margarine oder Kunſtſpeiſefett herſtellt oder den Be

t dingungen, an die die Genehmigung geknüpft iſt, zu-bei dem Aufſeher des Giebichenſteiner Friedhofes, Frieden widerhandelt, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahre
Anträge und mit Geldſtrafe bis zu fünfzehntaufend Mark oder

mit einer dieſer Strafen beſtraft.
Neben der Strafe kann auf Einziehnng der Gegen-

ſtände erkannt werden, auf die ſich die ſtrafbare Hand-
lung bezieht, ohne Unterſchied ob ſie dem Täter gehören
oder nicht.

Der Reichskanzler beſtimmt den Zeitpunkt des Außer-
krafttretens,

Berlin, am 22. Dezember 1917.

v THerren u. Knaben- Anzüge
Paletots, Joppen, Ulster, Beinkleider

gute Qualitäten schöne Paßform vorteilhafte Preise

in Naufhaus H. Elan, Leipziger Sraße 97.

wurde verhaftet.

9. Januar, findet nicht ſtatt.

wurde in der Bruder
fu der Nähe befindlicher, vermutlich zu den

Mann wurde feſtgenommen.

Lehte Lokal und Provinynachrichten
Halle, 8. Januar 1018.

Kein Freibankverkauf. Ein Freibankverkauf am Mittwoch,

Durch denAusgabe von Speiſemöhren an Kleinhändler.
tädtiſchen Großmarkt werden in Müllers Hotel, Magdeburgex-
traße, Speiſemöhren an Kleinhändler
Nr. 1--125, r Nr. 126-250, Fre
Ausgabe jedesmal vormitt

Mittwoch
tag Nr. 251-406.

ags 8,30 Uhr. eSchaukaſtenDiebſtahl. Während der vergangenen Nacht 3 die Schaufenſterſcheibe eines Schneider

eſchäfts zertrümmert und ein Stück Anzug Ein
ätern gehörender

ArbeiterSekretariat, Halle (Saale).
Jm Hauſe der Gewerkſchaften, Harz 42/44, Zimmer 5 bis 7.

Sprechſtunden nur wochentags von 11--1 Uhr und abends
von 5-—8 Uhr. Sonnabend nachmittags und Sonntags geſchloſſen.

Städtiſcher Nahrungsmittelverkauf.
Auslandseier. Mittwoch, vormittag Uhr Nr. 1--5000nachmittags 2-6 Uhr Nr. 5001--10500 der Lebensmittel

ſcheine. Jede Perſon ein Stück für 48 Pf. in der Tal-

Bekanntmachung
und Kunſtſpeiſefett.

1

Die Genehmigung iſt widerruflich Eintritt frei.

betreffend die Herſtellung von Riargarine kunstg ewe rhe -Ve re n.

Mittwoeh, den 9. Januar, abends S Uhr,
Bundesrat hat auf Grund des 8 3 des Geſetzes in der Aula der Städt. Handwerkerschule, Gutjahrstr. 1,

Vortrag mit Liehtbildern
von Herrn Prof. Dr. Niemeyer Hamburg

Goethe als Zeichner.

T
Mittwoch, 9. Januar
nachmittags 3 Uhr:
Aſchenbrödel.

Märchen von Görner.
Anfang 7,30 Uhr. Ende 10,30 Uhr

über O e oOper von Verdi.
Donnerstag nachmittag

chenbrödel.
Gäste willkommen. Abends: Alt Heidelberg.

3

S 3.
Verordnung tritt am 28. Dezember 1917 in

Der Reichskanzler

vor dem

des IV. Armeekorps:
Sontag,

Generalleutnant.

Bekanntmachung,
betreffend Ausführungsbeſtimmungen zu der

16. Oktober 1917.
(Reichs-Geſetzblatt S. 902.)

„Schmelzers höhe

Ausſchank des beliebten Hackerbräu, München,
und Pilſener der Brauerei Fr. Günther.

Verordnung über Aetalkalien und Soda vom FiülNilienberkehr Treffpunkt für kater.

Eiehendorffstr. 19

die
amſtiege?

Dieſe Frage ha! Genoſſe Eduard David in einer
holländiſch v e Friedens

komitee in Stockholnr am 6. Juli 1
Rede beantwortet Dieſe Rede iſt unter vorſtehen
dem Titel ſoeben in unſerem Verlag im Druck
erſchienen. Aus dem Inhalt heben wir hervor:
Die imperialiſtiſchen Grundurſachen. Die
Entente als Weltverteilungsſyndikat. Die Politik
der Zentralmächte. Die Einkreiſung Deutſch
lands. Die Größe der Geſahr für Deutſch
land. Der Ausbruch der Kriſis uſw.

Die Broſchüre iſt auch durch jede Buchhandlung
zu beziehen. Der Preis beträgt 1. M.

00
feier ſeben.
Donnerstag, 10. Januar

abends 8 Uhr:
4. besollschaftshonrort

v. Stadttheat.-Orchester

Korsette
für Damen und Kinder

in allen Weiten,

Strümpfe
in Wolle, Baumwolle u.
Seide, f. Damen, Herren

und Kinder
in allen Preislagen

im Kaufhaus
H. Bhan, S r17 gehaltenen

Alte, abgeſpielte auch
zerbrochene

rammophon Platten
Zu bezi durch diZu beziehen durch die kauft zu feſtgeſetzten

Auf Grund der Verordnung über Aetzalkalien und
Soda vom 16. Oktober 1917 ReichsGeſetzblatt S. 902)
wird beſtimmt:

mit S äärg der Zentralbehörde für Aetzalkalien
und Soda in Berlin abgeſetzt oder im eigenen Betriebe
des Erzeugers verwendet werden.Die Zentralſtelle iſt ermächtigt, Aetzalkalien und z
Soda ſowie Pottaſche nach näherer Beſtimmung des
Reichskanzlers für die kriegs wirtſchaftlichen Bedürfniſſe
in Anſpruch zu nehmen. ird die Uebereignung ver-
langt, ſo geht das Eigentum auf die in der Anordnung
bezeichnete Stelle über, ſobald die Anordnung dem zur 479]
Ueherlaſſung Verpflichteten zugeht. Kommt eine Ver
einbarung über den Preis nicht zuſtande, ſo wird er

ab Lager Landsberger Straße 13.

n 2b Allgemeiner Konsumverein Halle
Aetzalkalien und Soda ſowie Pottaſche dürfen nur 2Wir empfehlen unſeren Mitgliedern

Werte Freunde und Gäſte ladet freundlichſt ein buehhandlung Volhsstimme, Br. Uriehstr. 27 Preiſen ohne Gegenkauf

Familie Fr. Emmer. Gustav VhligUhren u. Muſikwerke,
untere Leipziger Str.

Sonntag geöffnet von 7,39 bis
9,30 Uhr vorm. und mittags

von 11,30 bis 1,30 Uhr.

à Zentner G fe Sehlafstellen
für Fabrikarbeiterinnen ſind6 50 zu melden an die Fürſorge

Mark. vermittlungsſtelle Halle der

Seitdem Jederoſtſtr. 16, Zimm r.Der Vorſtand. lin ioſtenlos.
vurch das Reichsſchiedsgericht für Kriegswirtſchaft in
Berlin ewgültig feſtgeſetzt.

Die Zentralſtelle beſteht aus Abteilungen für Soda
und für Aetzkali ſowie für Pottaſche. Sie
unterſteht der Aufſicht des Reichskanzlers.

Mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten und mit Geld
ſtrafe bis zu Mark oder mit einer dieſer
Strafen wird beſtraft

1. wer Aetzalkalien, Soda oder Pottaſche ohne die im
81 Abſ. 1 vorgeſchriebene Genehmigung abſetzt oder

verwendet;
2. wer den Bedingungen zuwiderhandelt, unter denen

eine zu S 1 Abſ. 1 vorgeſchriebene Genehmigung
erteilt wird

3. wer den auf Grund des S 1 Abſ. 2 getroffenen An-
ordnungen zuwiderhandelt.
Neben der Singe kann auf Einziehung der Stoffe

erkannt werden, auf die ſich die ſtrafbare Handlung
W ohne Unterſchied, ob ſie dem Täter gehören oder

S 3

Alte Promenade a

IDGDDDCDDDSDDhC(Ch c

Henny Porten
in Die FaustdesRiesen

II. Teil. Drama in 4 Akten.
Vorführung: 39, 500, 700, g.

las Komm von der liche

Lustspiel in 3 Akten mit Nellta
Petri, Leo Peukert, Herbert Paulmüller.

Fernruf 5738. Fernruf 1224.

4 Akte.

Leipzigerstraße 88

du

Die Königstochter
von Travankore.

Ein indisches Liebescdrama.
In der Hauptrohle: Elga Beck, Wien.

Vorführung: 300, 500, 700, 920,

Tenor Sechmetterzeh.
Filmscherz in 2 Akten mit Mehſta
Petri, Leo Peukert, Herbert Paulmülſer.

Die Beſtimmungen treten am Tage der Verkündung

in Kraft. Sie treten an die Stelle der Ausführungs-
deſtimmungen zu der Verordnung über en und
Goda vom 17. Oktober 1917 ReichsGeſetzblatt S. 909).

Berlin, am 18. Dezember 1917.
Der Reichskanzler

Jn Vertretung: Freiherr von Srein.

m men
bitten wir dringend, die Nachmittags Vorstellungen

zu besuchen. [481

Infolge des überaus grogen Andranges zu den Abendvorstellungen

Halleſcher Hausitrauenbund.
Apleitunn Zur Hörstellung von Hausschunen.

Für Mitglieder 50 Pf., für Nichtmitglieder 1 M.
Anmeldungen dazu wochentags täglich 10--12

und nachmittags 4--6 Uhr (außer Sonnabends).
Bureau des Halleſchen Hausfrauenbundes,

Gr. Steinſtraße 16.

94] Der Vorſtand.

L. L. L.Die Internationalität und der Krieg
von Karl Kautsky Preis 20 Pf.

von Hermann Wendel Preis 40 Pf.
Zu haben in der

Buchhandlung Volksſtimme, Halle
Gr. Ulrichſtraße 27.

L. L IL I. L.

ElſaßPothringen und die winldemakratie

T S a
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Froht, muß gedämmt werden.

Beilage zur Volksſtimme.
Fr. 6. Halle, Dienstag den S. Jannar 1918. 2. Jahrgang. 7

Halle und Saalkreis.
Halle, 8. Januar 1918.

Zulagen für Rentenempfänger.
Der Bundesrat hat, wie bereits kurz berichtet, über die Ge-

währung von Zulagen an Empfänger einer Jnvaliden, Witwen-
oder Witwerrente aus der Jnvalidenverſicherung Beſchluß gefaßt.
Der weſentliche Jnhalt der Verordnung iſt folgender:

Wer aus der Arbeiterverſicherung eine Jnvalidenrente
oder eine Krankenrente bezieht, alſo auf der Poſt eine Renten-
quittung mit dem Buchſtaben J (hellgrünes Papier) oder K (hell
gelbes Papier) vorzeigen muß, erhält vom 1. Februar 1918
an monatlich acht Mark Zulage. Perſonen, die eine
Witwen- oder Witwerrente erhalten, die beim Empfang ihrer
Rente alſo eine Quittung mit dem Buchſtaben W (dunkelgelbes
Papier) oder We (grünes Papier) vorweiſen müſſen, erhalten
ebenfalls vom 1. Februar 1918 an eine monatliche Zulage
von vier Mark. Empfänger von Alters- und Waiſenrenten
erhalten keine Zulage. Die Zulage wird ohne beſondere Anweiſung
der Landesverſicherungsanſtalt oder der Kaſſe, von der er ſeine

Rente bezieht, durch die Poſt ausgezahlt. Der Empfänger muß
ſich nur rechtzeitig eine beſondere Quittung beſorgen, die er bei
der Stelle, die ihm die Beſcheinigungen auf der Rentenquittung
erteilt, erhalten kann. Auch die Poſtanſtalt wird Quittungsmuſter
bereit halten. Die Beglaubigung der von dem berechtigten Emp-

fänger ausgefüllten und unterſchriebenen Quittungen geſchieht in
einfacher Weiſe durch Aufdrückung eines öffentlichen Siegels.

Die Zulage iſt gleichzeitig mit der Rente zu erheben; die Zu
lage kann aber auch nachträglich gezahlt werden, jedoch werden
nach dem 30. Juni 1919 geſtellte Anträge auf Zahlung der Zulage
für Monate des Jahres 1918 nicht mehr berückſichtigt. Die Zulage
wird nur für volle Monate gewährt. Beginnt zum Beiſpiel die
Rente am 3. April 1918, ſo beginnt die Zahlung der Zulage erſt
mit dem 1. Mai 1918. Jſt dagegen ein berechtigter Rentenemp-
fänger am 2. März 10918 geſtorben, ſo erhalten die Hinterbliebenen,
denen die Rente des Verſtorbenen ausgezahlt wird, die Zulage für
den Monat März im vollen Betrage. Vorläufig iſt die Zahlung
von Zulagen nur für die elf Monate des Jahres 1918 (vom 1. Febr.
bis 31. Dezember) in Ausſicht genommen, doch iſt zu erwarten,
daß den Empfängern von Jnvaliden, Witwen oder Witwerrenten
auch nach dem 31. Dezember 1918 Zulagen zu ihren Renten, viel
leicht in etwas geringerer Höhe, von den geſetzgebenden Körper-
ſchaften bereitgeſtellt werden.

Für den Empfänger einer Unfallrente, deren Erwerbstätigkeit
in gleicher Weiſe wie die der Jnvalidenempfänger beſchränkt iſt,
wird demnächſt eine ähnliche erweiterte Fürſorge getroffen
werden.

o

44 mal „Dreimäderlhaus“
Am Sonntag iſt das „Dreimäderlhaus“ vom Stadttheater zum 44.

mal gegeben worden, ſage und ſchreibe: zum vierundvierzigſten Malel!
Damit iſt ein Rekord erreicht worden, den hier wohl noch kein anderes
Stück in gleichſam einer Spielzeit erreicht hat, und es wäre zweifellos
noch höher, wenn die Direktion dem Drängen des Publikums nach öfte
ren Aufführungen ſtärker nachgegeben hätte: die ganzen letzten Auf

führungen beiſpielsweiſe ſind ſchon tagelang vorher ausverkauft geweſen
Was das bedeutet, wolle man daran ermeſſen, daß jeder Vorſtellung
durchſchnittlich 1000 Perſonen beigewohnt haben mögen das Theater
feßt 1200 Perſonen, war aber nicht immer ausverkauft ſo daß alſo
rund 45 000 Perſonen zuſammenkommen würden, ſofern nicht die Tat
ſache beſtände, daß manche Enthuſiaſten das „Dreimäderlhaus“ gleich
zwei, drei und gar noch mehreremale angeſehen haben. Jedenfalls
ſteht aber feſt, daß dieſes Singſpiel von unzählig vielen Perſonen ange

worden iſt, von vielmals mehr, als ſonſt ein anderes Stück in
etwa einer Spielzeit an Beſuchern muſtern konnte.

Woran das liegt, bedarf gar keiner Erklärung weiter, da es all
gemein bekannt iſt: es liegt an der gemütvollen, melodiöſen und dabei
es leicht faßbaren Schubertſchen uſik, die zum „Dreimäderlhaus

verwendet wurde, wozu freilich auch eine recht liebenswürdige Hand
lung kommt.

bertſche Weſen auf und führe dann Stück für Stück die Melodien des

Viel wichtiger ſcheint uns eine andere Frage zu ſein, die allerdings
mit dieſer Verwendung der Schubertſchen Weiſen im innigſten Zuſam-
menhange ſteht, nämlich: wie die hierdurch auch herbeigeführten muſik-
pädagogiſchen Schäden möglichſt vollkommen aufgehoben und zu einer
Offenſive für eine allgemeinere Verbreitung wirklich guter Muſik, das
iſt hier die Schubertſche, umgewendet werden können.

Worin die angedeuteten Schäden beſtehen, das iſt ebenfalls zu ſehr
bekannt, als daß es darüber noch längerer Erklärungen bedürfte. Nur
das ſei nochmals hervorgehoben, daß die größte Gefahr in der Ver-
wurſtelung Schubertſcher Muſik zu Melodien liegt, die deren ganzen
inneren Zuſammenhang zerreißt und ſie ſinngemäß oftmals direkt in
ihr Gegenteil verkehrt, daß außerdem der eigentliche Schubert ganz über
dem „Dreimäderlhaus“ vergeſſen wird, ſo daß an die Stelle von Muſik
nur Muſik-Erſatz tritt, und daß ſchließlich auch die Muſikgeſchichte zu
kurz kommt, weil nur zu leicht die Melodien lediglich auf das „Drei-
mäderlhaus“ zurückgeführt werden, ſtatt auf die Urmelodien, die doch
nur ein kleiner Teil der „Dreimäderlhaus“-Beſucher kennt.

Die Abwendung dieſer Schäden aber und ihre Umkehrung in das
Gegenteil ſehen wir auf einem verhältnismäßig einfachen Weg gegeben:
Man halte zu billigem Preiſe öffentliche Vorträge ab, die als Charak
teriſtikum eine populäre muſikwiſſenſchaftliche Auseinanderſetzung mit
dem „Dreimäderlhaus“ tragen möge, zeige darin das eigentliche Schu-

„Dreimäderlhaus“ auf die Urmelodien zurück, natürlich mit wirkungs-
vollen Demonſtrationen am Flügel.

Um den Erfolg dieſer Abende iſt uns nicht bange. Das Publikum,
auch das breitere, wird in Maſſen kommen, da ja wieder etwas vom
„Dreimäderlhaus“ gehört werden kann. Die Zuhörer werden unauf-
fällig von dem verzerrten Bilde Schuberts im „Dreimäderlhaus“ be-
freit und lernen ſo zugleich einen unſerer beſten Liederkomponiſten als
Menſchen kennen. Und endlich das iſt der wertvollſte Ertrag wird
»amit die Melodien-Verwurſtelei jenes Singſpiels entwirrt, der eigent-
ſiche Schubert herausgeſchält und ſo ein wichtiger Teil unſerer beſten
Wuſik auf bequemſte Art ins Volk getragen.

So könnte die allgemeine „Dreimäderlhaus“-Suggeſtion zum Ve-
hikel ein bedeutungsvollen muſikerzieheriſchen Aktion werden und jeder
Kunſtfreum.d wäre in den Stand geſetzt, allen weiteren Aufführungen
des „Dreimäderlhauſes“ ruhig entgegen zu ſehen. Vielleicht nehmen
ſich bald einmal befähigte Kräfte dieſer Sache an. Sie würden ſicher
ihre Genugtuung dabei finden.

Um die ſtädtiſche Beſohlanſtalt. Die von der Stadt im Zu-
ſammenhang mit der Altkleider-Verwertungsſtelle errichtete Aus-
beſſerungsanſtalt für das Schuhwerk von Minderbemittelten hat
natürlich nicht die Zuſtimmung aller Schuhmachermeiſter gefunden,
trotzdem dieſe eingeſtehen müſſen, daß ſie gar nicht mehr alle
Arbeit bewältigen können, vor allem auch nicht mit beſonderer
Fertigkeit verſtehen, die verſchiedenerlei Erſatzſtoffe zu verwenden.
Das zeigte ſich auch in einer Verſammlung von Schuhmachern aus
Halle und dem Saalkreis, die die Altkleider-Verwertungsſtelle auf
Sonntag nachmittag nach St. Nikolaus einberufen hatte. Der
Obermeiſter der Schuhmacher-Jnnung, der zugleich Leiter jener
Beſohlanſtalt iſt, ſprach über die wirtſchaftliche Lage des Schuh
macherhandwerks im Kriege. Jn der anſchließenden Diskuſſion
wurden alle möglichen Beſchwerden vorgebracht, und dabei auch Be-
denken gegen die ſtädtiſche Beſohlanſtalt erhoben. Wenn Arbeits
ſtoff für dieſe vorhanden ſei, ſo könne dieſer den Schuhmachern
ſelbſt geliefert werden, damit dieſe ihre Kunden zu befriedigen ver-
möchten. Dem wurde vom Handwerkskammerſhndikus Voigt ent
gegnet, daß die Stadtverwaltung dem Handwerk nicht als Mit
bewerber gegenübertreten, ſondern einen kräftigen Mittelſtand er
halten wolle. Wer als Schuhmacher nicht daheim arbeiten könne,
finde in der Beſohlanſtalt gut bezahlte Beſchäftigung. Dieſe ſei
eine gemeinnützige Einrichtung, die geſchloſſen wird, wenn ſie über-
flüſſig iſt. Der Landrat v. Kroſigk teilte noch mit, daß der Kreis
ausſchuß für die Schuhmacher im Saalkreis zunächſt 600 Paar
Erſatzſohlen habe kommen laſſen. Wer Petroleum benötige, ſoll
nach Möglichkeit damit verſorgt werden.

Städtiſche Möbelbeſchaffung. Die große Möbelnot hat den
Groß- Berliner Kommunen bekanntlich Anlaß gegeben, ſchon
jetzt geeignete Maßnahmen zu treffen, um Möbel herbeizuſchaffen,die den Kriegsteilnehmern nach ihrer Rückkehr aus dem Felde zur

Verfügung geſtellt. werden können. Der Berliner Magiſtrat hat,
wie Geheimer Baurat Hoffmann in einer Beſprechung mitteilte,
eine Reihe von Maßnahmen getroffen, durch die für die Herbei-
ſchaffung von Möbelſtücken Sorge getragen werden ſoll. Es wer
den zunächſt in den ſtädtiſchen Hoſpitälern und ſonſtigen Anſtalten

beiten werden zum Teil Kriegsbeſchädigte verwendet. Außerdem
werden von der Berliner Bauverwaltung für neue Möbel Ent-
würfe angefertigt. Es ſollen dann Probeſtücke angefertigt und
einer Kommiſſion vorgeführt werden. Dadurch ſoll erreicht werden,
daß die Möbel dem Geſchmack des Publikums entſprechen. An
gefertigt werden ausſchließlich einfache Einrichtungen, meiſt Wohn-
zimmer- und Schlafzimmermöbel. Da die Fertigſtellung von
Möbeln ſofort und ſchnell vor ſich gehen muß, ſo hat ſich der
Magiſtrat bereits mit den maßgebenden Stellen in Verbindung
geſetzt, um Holz zu angemeſſenen Preiſen zu beſchaffen. Das
Kriegsminiſterium iſt erſucht worden, Holz zu mäßigen Preiſen zur
Verfügung zu ſtellen. Man hofft, daß man ausreichende Mengen
von Holz zu ſo billigen Preiſen erhalten wird, daß die Möbel zu
ſoliden Preiſen abgegeben werden können. Nach Beendigung des
Krieges will man auch die in den Etappen und Feldlazaretten vor
handenen Möbelſtücke für dieſe Zwecke verwenden. Esenſo ſoll
auch auf die jetzt in den Kriegsgeſellſchaften verwendeten Möbel
zurückgegriffen werden. Ein nicht zu unterſchützendes Moment iſt
die Zahlungsweiſe bei dem Ankauf ſolcher ſtädtiſchen Möbel. Der
Magiſtrat beabſichtigt, in geeigneten Fällen den Käufern eine Tr-
leichterung der Zahlungsweiſe zu gewähren.

Kirchliche Mahnung zum ſozialen Ausbau des Staates. Am
Sonntag hat hier der Miſſionsinſpektor Knak (Berlin) über „Kriegs-
erfahrungen und Miſſionsaufgaben“ geſprochen und dabei einige
Worte geſagt, die ſich gewiſſe Leute ſehr gut merken ſollten. Er
iſt als Feldprediger immer zwiſchen den Truppen hinter der Front
geweſen und ſchilderte nun ſowohl die Entbehrungen, die unſere
Soldaten ertragen müſſen, wie die unbeſchreibliche Standhaftigkeit,
mit der ſie von den deutſchen Kriegern hingenommen werden.
Hiernach aber ſagte er: „Das ſoll unſer Bemühen ſein nach dem
Kriege, die deutſche Heimat ihnen wieder ganz beſonders lieb zu
machen, und zu dieſem Zwecke müſſen ſich in Zukunft chriſtliche
Kreiſe weit mehr als bisher um die ſozialen Dinge kümmern. Neben
der ſo wichtigen Miſſionspflege muß vor allem die ſtärkere Be-
teiligung an den ſozialen Fragen ſtehen. Als Seelſorger konnte
Knak vielfach die ſchon oft erwähnte Erfahrung machen, daß zahl
reiche, dem kirchlichen Leben entfremdete Männer voll ſittlichen
Ernſtes Gottſucher in ihrer Art ſind. Wir müſſen ihnen bei der
Heimkehr das Beſte geben, was wir können: eine Heimat, die es
weiß, welche unendlichen Opfer der Krieg gekoſtet hat, eine hilf-
reiche Darbietung mit Taten, nicht mit Worten, und einen Er
ſatz der durch lange Jahre entbehrten Liebe durch vermehrte Bruder-
liebe.“ Wenngleich auch hierbei ſehr viel kirchliches Eigenintereſſe
mitſprechen mag, ſo ſind dieſe Worte doch immerhin bemerkenswert

genug und ſollten vor allen in gewiſſen ſozial hartgeſottenen
Kreiſen unſerer Bevölkerung gehört werden, deren ganzes Streben
jetzt dem Bemühen gilt, die heimkehrenden Krieger wieder möglichſt

eng an die Kandare zu nehmen.

Kein Eiſenbahntransport von Winterſportgeräten mehr. Zur
Einſchränkung des Gepäckverkehrs auf den Eiſenbahnen ſoll dem
nächſt auch die Mitnahme von Winterſportgeräten in die Eiſen-
bahnwagen verboten werden. Es handelt ſich hierbei um die Mit-
nahme von Rodelſchlitten, Schneeſchuhen uſw. in den Zügen, deren
Beförderung als Handgepäck bisher bedingungsweiſe erlaubt war.
Auch Schlitten uſw., die bisher auch als Expreßgut oder als Reiſe
gepäck bei den Gepäckabfertigungen aufgegeben werden konnten,
werden von der Annahme ausgeſchloſſen werden.

Wie ſoll man Papierſtoffe waſchen? Jn vielen Kreiſen beſteht
noch vielfach Mißtrauen und Abneigung gegen Wäſche und Kleidungs
ſtücke aus Papiergarnſtoffen. Kleidungsſtücke weicht man in badwar-
mem, aber nicht kochendem Waſſer mit einer ſchwachen Löſung von
Seife, Soda, oder einem anderen nicht ätzenden Waſchpulver ein (höch-
ſtens 10—-15 Minuten), alsdann legt man ſie auf einen glatten Tiſch
und bürſtet ſie mit einer ja nicht zu harten Bürſte mit dem gleichen
Waſſer ab, bis ſie rein ſind. Hierauf ſpült man ſie in reinem, lau-
warmem Waſſer durch, hängt ſie vollſtändig naß auf und bügelt ſie,
wenn ſie annähernd trocken ſind. Das Auswinden muß vermieden
werden. Der Stoff reißt nur in naſſem Zuſtande, erlangt aber nach
dieſer vorſichtigen Behandlung ſeine alte Feſtigkeit wieder. Wird dieſe
r befolgt, ſo kann ein Papierkleidungsſtück monatelang
bemitzt werden, ohne Schaden zu nehmen; insbeſondere trifft dies zu

die Nachlaßſachen u und unter Leitung des Direktors der
Tiſchlerſchule aufgearbeitet und wiederhergeſtellt. Zu dieſen Ar

für Schürzen aller Art, Arbeiteranzüge, Joppen, Hoſen, Arbeiter
mäntel, auch Hemden.

Liſette.
6 Eine flämiſche Dorfgeſchichte.

Von O. Bilſener.
Deutſche Uebertragung von Hermine Schmidt-Lahr.

Erſchreckt ließ der Prieſter ſein Brevier fallen und ſtieß
We Und Du wagſt es, hier vor mir zu
erſcheinen? Einen Vater für Dein Kind? Warum haſt Du
denn nicht vorher für einen Vater geſorgt? Wie die Hunde
paart Jhr Euch in allen Ecken!“

„Das iſt nicht wahr,“ ſagte ſie mit eiſiger Ruhe.
„Wenn ich „Euch“ ſage, ſpreche ich natürlich im allge

meinen. Aber Ihr ſeid einer ſo viel wert wie der andere,
wenigſtens Jhr, die Jhr fallt. Und dieſes Jahr biſt Du nun
die neunte. Haſt Du denn keine Mutter, keine Religion,
keine Seele? Spotteſt Du vielleicht über all das?

„Was über ihn?“„Er? Vor dem Sündenfalle wäre Zeit geweſen, Dich
fragen, in was für Abgrundſchlünde er Dich ſtürzen wird.

ber wie geſagt, Jhr ſeid einer des andern wert. Kaum hat
ch irgendein mit ſchönen Verſprechungen genaht, ſiehee da verleugnet Jhr alles, was Euch heilig war und der

Skandal in der nnd iſt 4t c s m a leni ucht, die alles zu unterwühW Beim Eri t ins Auge und endete ſeine Strafpredigt: „Wennu n Gottes Namen Nachkommen haben müßt, warum

eiratet Jhr denn nicht vorher?“
„Aber er hat mir ja geſchworen
mer dieſelbe Geſchichte, auswendig kenne ich ſie all

3 inander, feſtulſe flogen, ſie biß re Walten Hand Daß

te, ſchien ihr eine ſo
„Wenn dem ſo iſt, dann kann ich wohl

gehen.

Etwas betreten durch den Erfolg ſeiner' Ausfälle ſagte
der Prieſter milder

„Mein Kind, füg zu Deiner großen Sünde nicht noch die
Gottesläſterung. Vergiß nicht, daß Gott bei den Gebeten der
aufrichtig Bereuenden nicht ſtumm bleibt Wer iſt denn
der Vater?“

„Edgar Roels!“
„Wieder einmal!“
„Ja, aber ich werde mich ſicherlich nicht wie Maria Stols

ertränken. O nein,“ ſagte ſie ſo wild entſchloſſen, daß er
förmlich erſchrak.

Eine Ahnung erfaßte den Prieſter, daß dieſe hier ſich
niemals damit abfinden würde, die Rolle des Spielballes der
Leidenſchaft mit der Rolle der büßenden Märtyrerin zu ver
tauſchen. Hier mußte eingegriffen werden, denn ſie würde
ſich ſonſt vielleicht wohl rächen und ein neuer Gemeindeſkandal
wäre da, wenn nicht gar eine neue Kataſtrophe. Auf jeden
Fall mußte etwas getan werden. Wenn die Sache auch
äußerſt heikel war. Außerdem verdiente dieſer Roels wirklich
einmal eine Lektion.

Er zog ſie auf die Bank neben ſich nieder und ſprach
väterlich auf ſie ein: „Leg mir ein offenes Geſtändnis ab,
wie wenn Du vor Deinem Höchſten ſtündeſt.“

„Ja ſehen Sie, es war ſo ungefähr im Juni zur Heu-
erntezeit. Jch arbeitete im Tagelohn auf dem Roelsſchen
Hofe. Edgar verfolgte mich mit Hofmachereien und Necke-
reien; immer hing er mir am Rock. Worte ſprach er zu mir
ſo ſchön, wie ich ſie noch nie gehört hatte. Er erklärte mir,
daß er mich liebe, und da er mir gefiel, geſtand ich es ihm
auch. Jch war ſehr glücklich. Jmmer umarmten wir uns.
Als die Ernte eingefahren wurde, und die Abſchiedeſtunde
ſchlug, ſagte er mir, daß er mich heiraten würde, wenn ich ihm
den Beweis meiner Liebe gewähre. Jch liebte ihn und das
Ende iſt, daß ich mich ihm gab und daß ich jetzt allein
mit meinem Unglück ſitze.“

Sie brachte das alles ſcheinbar ohne Erregung vor. Aber
ihr ganzes ſen ſchien erfüllt von dem einen Gegenſtand:
ihrem Unglück.

„Und dann?“
„Dann als ich meiner Sache ſicher war, geſtand ich ihm,

er meinte, man könne ſich ja auch täuſchen. Dann wich er mir

aus und ich ſah ihn immer nur von weitem und immer ſel
tener und nie allein, ſo daß ich mich nie mit ihm ausſprechen
auf dem Rückweg von der Stadt auf dem Felde mit der Liſette
konnte. Geſtern nachmittag erzählte mir Vanlier, daß er ihn
Nolf geſehen habe. Jch paßte ihn am Hohlweg ab und als
er, mich erblickend, umkehren wollte, rannte ich ihm nach und
ſtellte ihm vor, daß er mich heiraten müſſe. Das Ungeheuer
wagte mir zu ſagen, daß man in Fällen wie dem meinen nie-
mals ſicher ſein kann. Es gäbe ja auch noch andere Männer!
Daraufhin habe ich ihn geohrfeigt.“

„Geohrfeigt? Aber liebſt Du ihn denn noch?“
„Doch, aber wenn er mich verläßt, werde ich ihn haſſen,

werde ich mich rächen,“ ſtieß ſie erregt hervor. Eine tiefe
Falte grub ſich auf ihrer Stirne ein.

„So beruhige Dich doch haſt Du
Mann gekannt, ganz beſtimmt nicht?“

„Aber für wen halten Sie mich denn?“ ſchrie ſie und
ſprang mit einem Satz wieder auf.

„Es iſt gut, mein Kind, ich werde ſehen, wie ſich die
Sache einlenken läßt. Aber verſprich mir, ſo lang ruhig zu
bleiben und in der Zwiſchenzeit zu ſchweigen. Es iſt nötig,
ſolche Geſchichten herumzureden.“

„Jch verſpreche es!“
„So geh denn nach Hauſe, Du wirſt bald von mir hören.“
Schnellen Schrittes, wie ſie gekommen war, verſchwand

Sting.
Als der Prieſter die Gittertür hinter ſich zufallen hörte,

zog er die Flaſche und das Glas aus dem Verſteck hervor
und ſtärkte ſich von neuem. Ach! Wie recht hatte doch Mon-
ſeigneur.

Trotz der ſchönſten Beiſpiele, trotz allen Ermahnens, trotz
aller Heiligengeſchichten ſchien die Unzucht nicht auszurotten.
Aber man mußte doch ans Werk gehen, Gott zu Liebe, um
des Ruhms der Kirche und der Religion willen. Und die
Verführer ſollten es jetzt einmal zu ihrem Leidweſen am eige
nen Leibe ſpüren.

Der Prieſter ging ins Haus zurück; entſchloſſen drückte
er den Dreiſpitz auf den Kopf, bewaffnete ſich mit einem
großen Regenſchirm und begab ſich auf den Weg zum Roels-
ſchen Hofe.

(Fortſetzung folgt.)

keinen andern
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Die ſogenannte „Valerlandspariei“ will nun auch hier dazu über
gehen, eine ihr ergebene Studentiſche Ortsgruppe zu ſchaffen, wie ſie
es ſchon anderwärts getan hat. Zu dieſem Zweck berufen etliche ihrer
Geſinnungsfreunde, wahrſcheinlich ſelbſt Studenten, „alle gleichgeſinnten
Komilitonen und Komilitoninnen“ (hoppla, welch ſchreckliches Wort!) zu

einer Verſammlung auf Freitag abend nach dem Lichtenhainer Krug.
Natürlich wird die Vaterlandspartei damit Erfolg haben, vor allem des
halb, weil leider die nationale Phraſe gerade in ſtudentiſchen Kreiſen
noch eine ſehr große Wirkung ausübt, wie wir ſchon letzthin ſchrieben,
wozu dann freilich auch noch mancherlei andere, weniger ideologiſche
Gründe kommen, auf die hier aber nicht weiter eingegangen ſei. Nur
muß abgewartet werden, ob der Erfolg allzu groß anwächſt. Wir
möchten hoffen, gerade im Intereſſe unſerer ſtudierenden Jugend ſelbſt,
daß es nicht geſchieht, daß ſich vielmehr zur Vaterlandspartei nur jenes

kleine Häuflein weltverlorener Träumer findet, die es allerwärts gibt
und um die es weiter nicht ſchade iſt. Sollte es anders ſein, dann
wäre das nur ein neuer Beweis dafür, daß ſich die Wiſſenſchaft ſogar
ſchon bei ihren Jüngern vom Volke entfremdet, und würde eine neue
Mahnung dazu ſein, der angeblich vorausſetzungsloſen Wiſſenſchaft ſamt
allem, was aus ihr hervorgeht, mit größtem Mißtrauen zu begegnen.
Oder weiß man etwa in ſtudentiſchen Hreiſen noch nicht, wie ſehr die
Vaterlandspartei im Volke iſoliert und ein Fremdkörper unſeres ganzen

Staatsweſens iſt?!

Eine böſe Zeit. Es iſt erſtaunlich, welcher Beliebtheit man ſich im
Monat Januar zu erfreuen ſcheint. Daran hat ſich auch im Kriege nichts
geändert. Wenn auch gedruckte Glückwünſche weniger verſandt wur-
den, die unbeliebten Mitteilungen, in denen uns andere ihre Forde-
rungen anmelden, treffen immer noch vollzählig ein. Da marſchieren zu-
nächſt die Aerzte, in der Regel mindeſtens durch zwei vertreten, den
Haus und Zahnarzt, auf. Der Schneider meldet ſich, und wenn es
auch bloß Aenderungen und Ausbeſſereien waren, er kreidet uns doch
ein hübſches Sümmchen an. Hinter ihm will der Schuhmacher nicht zu
rückſtehen. Alle beide ſchlägt der Buchhändler, den wir in Ermangelung
anderer angenehmer Dinge bei allen möglichen Geſchenkverpflichtungen
mit Aufträgen überſchütteten. Wer Pech hat, bekommt dazu die Mah-
nung, dieſe oder jene Verſicherungspolice einzulöſen. Die Vereine ihre
Beitragsquittungen, die Vertreter von Gas und Elektrizität ſtellen ſich
ein, Schulgelder und ſonſtige laufende Monatsbeträge ſind fällig. Nicht
ohne Abſicht auf unſern Geldbeutel beglückwünſchten uns auch Zeitungs
träger und Briefträger zum neuen Jahre. Die Miete iſt ſowieſo fällig.
All dies ſtürmt auf uns ein, nachdem eben erſt Weihnachten unſern
Geldvorrat ſo ſtark hat zuſammenſchmelzen laſſen. Wenn man nicht zu
jenen Leuten gehört, die über dieſe wie andere Sorgen erhaben ſind,
kommt man ſich wirklich wie vor den Kopf geſchlagen vor. Warum
ſtellt man auch gerade am 1. Januar alle dieſe Anſprüche an uns?

Erfolgreiche Reviſionen. Wegen Hehlerei iſt vom Land-
nericht Halle am 31. Auguſt v. J. der Fuhrherr Karl Dietz zu zwei
Rongten Gefängnis verurteilt worden, weil er geſtohlene Kohlenaungekauft hatte. Auf ſeine Reviſion hob das Richegericht das

Urteil auf und verwies die Sache an das Landgericht zurück, weil
unzuläſſigerweiſe Fahrläſſigkeit als ſtrafbar angeſehen worden iſt.
Ferner wurde das Urteil desſelben Landgerichts vom 25. September
o. J. aufgehoben, durch das die Güterbodenarbeiterin Krauſe
wegen ſchweren Diebſtahls verurteilt worden iſt, und zwar wegen
Beſchränkung der Verteidigung. Die Reviſion der beiden mitan-
geklagten Güterbodenarbeiterinnen Schnabel und Siegmund da-
gegen wurde als unbegründet verworfen.

Diebſtahl auf der Straßenbahn. Am Sonntag wurde einer
Krankenſcktweſter, die ſich auf der Fahrt vom Bahnhof nach Gie-
bichenſtein befand und ſich währenddem im Wagen aufhielt, auf
der vorderen Plattform das Handgepäck (Kleider, Schuhe) im
Werte von 250 M. geſtohlen.

Selbſtmordverſuch. Am Sonntag morgen wurde ein Handels-
mann aus Trotha auf einer Bank der Trothaer Felſen u
in bedenklichem Zuſtande aufgefunden. Anſcheinend hatte er Gift
zu ſich genommen. Der Grund dafür dürfte in Familienverhält-
niſſen zu ſuchen ſein. Er wurde in ein Krankenhaus gebracht.

Theater, Sehens würdigkeiten uſw.
Stadttheater. Heute, Dienstag, geht „Nathan der Weiſe“ in

Szene. Am Mittwoch gelangt die Oper „Othello“ von Verdi zur
Aufführung. Jnſzeniert iſt das Werk von Leopold Sachſe, muſi
kaliſch vorbereitet von Oskar von Pander. Jn den Hauptpartien
ſind beſchäftigt: Dina Mahlendorff (Desdemonga), Henriette Böh
mer (Emilia), Oskar Bolz (Othello), Julius Neudörffer (Jago),
Adolf Harlacher (Caſſio), Alfred Erneſti (Rodrigo), Emil Fiſcher
(Bodovico), Auguſt Roesler (Montano), Donnerstag „Alt-Heidel-
verg“, Freitag „Doktor und Apotheker“, Sonnabend zugupſten
des Nationalen Frauendienſtes erſtmalig „Suſannens Geheimnis“
von WolfFerrari, vorher „Die Geſchwiſter“ von Goethe, zum
Schluß „Tanzbilder“. Das Weihnachtsmärchen „Aſchenbrödel“ ge-
langt in der kommenden Woche am Mittwoch, Donnerstag und
Sonnabend, nachmittags 316 Uhr zur Aufführung.

Vorkräge des Bundes zur Erhaltung und Mehrung der deulſchen
Bolkskraft. Am Mittwoch, dem 9. Januar, abends 82 Uhr, wird Geh.
Rat Anton von der hieſigen Nervenklinik einen Vortrag über das
Vhema: „Die Wechſelwirkung von Geiſt und Körper“ halten, worauf
hiermit beſonders hingewieſen ſei. Die Forſchungen der letzten Jahr-
zehnte haben die mächtigen Wirkungen erkennen laſſen, mit denen der
Geiſt den Körper und die Körperfunktionen ſtetig beeinflußt; aber auch
die vielfachen Einflüſſe, mit denen vom Körper aus eine möglichſt gute
geiſtige Verfaſſung erzielt werden kann. Gerade die Maſſenerfahrungen
im Kriege und bei der Armee zeigen es täglich, daß hierin wohl auch
praktiſch eine entſcheidende Macht uns verliehen iſt, Geiſt und Kör-
per auch in ſchwerer Zeit aufrecht zu erhalten. Die Kenntnis dieſer
Gegenſeitigkeit von Körper und Geiſt iſt jedem nötig, ſei es, daß er
nach Vertiefung der Weltanſchauung ſtrebt, ſei es, daß er die Lebens-
kunſt ſich ausgeſtaltet, beſonders aber, daß er aufrecht bleibt trotz der
ſchweren Zeit in geiſtiger und körperlicher Verfaſſung.

Kunſtgewerbe-Verein. Mittwoch, den 9. Januar, abends 84 Uhr,
hält in der Aula der Staatl. Städt. Handwerkerſchule der Kunſthiſtoriker
Profeſſor Dr. Niemeyer von der Staatlichen Kunſtgewerbeſchule in
Hamburg einen Vortrag mit Lichtbildern über „Goethe als Zeich-
ner“. Der Eintritt iſt frei.

Aus der Provinz.
Provinzielle Verhältniſſe vor 100 Fahren.

Im Jahre 1818 fand in der erſt 1816 gebildeten Provinz Sachſen,
deren drei Regierungsbezirke Magdeburg, Merſeburg und Erfurt ur
ſprünglich die Namen Niederſachſen, Herzogtum Sachſen und Thüringen
führten, die erſte amtliche Volkszählung ſtatt. Die Ergehniſſe dieſerZählung wurden niedergelegt in dem 1819 bei Franz KobitzſAm Merſe

burg gedruckten Verzeichnis der Ortſchaften im Bezirke der Regierung
zu Merſeburg“.

Einleitend iſt die ehemalige Zugehörigkeit der in jedem landrätlichen
Kreiſe vereinigten Gebietsteile gekennzeichnet. Dort heißt es nun unker
Nr. X: Der Merſeburger Kreis beſteht aus 4 Aemtern des
Stiſts Merſeburg: Merſeburg, Lauchſtedt, Lützen und Schkeuditz, inſo
weit ſie an Preußen gekommen ſind. Es ſind jedoch 1. vom Amte
Merſeburg der zu demſelben gehörige Teil des Dorfes Döllnitz an den
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Saalkreis, 2. von dem Amte Lauchſtedt a) Angersdorf und Paſſendorf
an den Stadtkreis Halle, b) der zu dieſem Amte gehörige Teil von
Ober und Unterdeutſchental an den Mansfelder Seekreis, c) die Dörfer
Köſſeln, Möſt und Werdertau an den Bitterfelder Kreis, 3. vom Amte
Lützen das Dorf Mödenitz an den Weißenfelſer Kreis und 4. vom Amte
Schkeuditz der zu demſelben gehörige Teil des Dorfes Haina und das
Dorf Kölſa an den Delitſcher Kreis abgetreten worden. Dagegen ſind
dazugekommen 1. vom Amte Weißenfels die Dörfer Kröllwitz und
Daſpig und die Rattmannsdorfer Mark, 2. von dem an Preußen ab
getretenen Teile des Königl. Sächſiſchen Amts Pegau: Müchlitz und 3.
von dem Preußiſchen Anteile des Kreisamts Leipzig die Dörfer Altran
ſtedt, Großlehna, Güntersdorf, Eutſchütz und Treben. Es befinden ſich
in dieſem Kreiſe a) 5 Städte, namentlich 1. Merſeburg, Sitz der Re
gierung, des Generalkommandos für die Provinz Sachſen und eines
Domkapitels, und Kreisſtadt mit 821 Häuſern und 6841 Einwohnern,
2. Lützen mit 222 Häuſern und 1286 Einwohnern, 3. Schkeuditz mit
251 Häuſern und 1920 Einwohnern, 4. Lauchſtedt mit 142 Häuſern und
900 Einwohnern (Badeanſtalt) und 5. Schafſtedt mit 216 Häuſern und
1361 Einwohnern; b) 170 Dörfer, 3 einzelne Beſitzungen und 14 wüſte
Marken. Die Bevölkerung des ganzen Kreiſes beträgt in 6538 Häuſern
38 576 Menſchen. Bemerkenswert die Salinen Dürrenberg, Teuditz
und Kötſchau. Hierzu iſt zu bemerken, daß die ſtiftmerſeburgiſchen Dör

fer Paſſendorf mit damals 270 und Angersdorf mit 41 Einwohnern
ſpäter dem Stadtkreiſe Halle abgenommen und dem Kreiſe Merſeburg
zugewieſen wurden.

Merſeburg. 10 000 Weihnachtspakete ins Feld. Der
Mobilmachungsausſchuß vom Roten Kreuz hat mit Unterſtützung der
beiden Vaterländiſchen Frauenvereine diesmal rund 10 000 Weihnachts
pakete ins Feld geſandt, von denen 3209 geſtiftet waren. Ueber zwei
Drittel der Gaben hat alſo der Ausſchuß ſelbſt aufgebracht und dafür
rund 21 000 M. ausgegeben. An Geldſtiftungen ſind dem Ausſchuß
für dieſe Zwecke 5800 M. zugegangen, er hat alſo aus eigenen Mitteln
über 15 000 M. beiſteuern müſſen. Die Pakete ſind den Angehörigen
der Regimenter 360 und 361, die ſich aus Merſeburgern zuſammen
ſetzen, übermittelt worden.

Weißenfels. Endlich eine Verkehrserleichterung.
Die Sßerrung der Schnellzüge auf den Strecken Weißenfels-Erfurt
Bebra und Weißenfels-Erfurt-Meiningen für Reiſen im Nahverkehr
auf Entfernungen bis zu 60 Kilometer iſt am Montag wieder auf
gehoben worden.

Ueber mehrere Diebſtähle wird von der Polizei
verwaltung nachträglich folgendes mitgeteilt: Am 2. d. M. nachmittags
zwiſchen 1 und 2 Uhr iſt ein vor dem Grundſtück Langendorferſtraße 33
aufgeſtellter Handwagen geſtohlen worden. Am 31. v. M. (Silveſter)
nachmittags gegen 45 Uhr iſt einer Dame, die auf dem hieſigen Poſt
amt Geld einzahlte, am Schalter ein Tauſendmarkſchein abhanden ge
kommen, den dieſelbe unvorſichtigerweiſe in ihre Jakettaſche geſteckt haben
will.

Zeiz. Erweiterung der Geſchäftszeit. Bis auf wei-
teres iſt für Mittwochs ein Offenhalten der Verkaufsläden bis 7 Uhr
abends geſtattet.

Lebensmittelfragen, Diejenigen Händler, die noch
Kaffee-Erſatz auf Lager haben, der zu höheren als den jetzt gültigen
Höchſtpreiſen eingekauft iſt, werden aufgefordert, dieſe Vorräte nach Art,
Menge und Preiſen getrennt unter Beifügung der Rechnungen dem
Magiſtrat zu melden. Weiterhin ſollen diejenigen Geſchäfte, die mit der
Abgabe des Weihnachtszuckers betraut waren, die Reſtbeſtände nach
Zimmer 42 des Rathauſes melden.

Als geſtohlen iſt angezeigt worden: Ein graues, 3 weiß-
und grau- und 3 weiß- und ſchwarzgefleckte Kaninchen.

Als gefunden iſt bei der Polizeiverwaltung abgegeben wor-
den: Ein Armband und ein Damengeldtäſchchen mit Jnhalt. Eigen-
tumsanſprüche ſind innerhalb eines Jahres dort geltend zu machen.

Bitterfeld. Tragiſcher Unglücksfall. Der Gefangenen-
transporteur Wilhelm Schuſter von hier war beauftragt, eine Kranke
nach der Heilanſtalt Uchtſpringe zu überführen. Auf dem Bahnhof in
Magdeburg warf ſich die Kranke, ein 19 jähriges Dienſtmädchen, plötzlich

vor den einfahrenden Perſonenzug. Er wollte dieſe zurückreißen, wurde
aber ebenfalls mitüberfahren. Dem Vernehmen nach iſt ihm ein Bein
abgefahren worden, während das Mädchen eine ſchwere Kopfverletzung
erlitt. Beide Verletzte wurden dem Altſtädter Krankenhaus in Magde
burg zugeführt. Das mitverletzte Dienſtmädchen war bereits wegen
eines Selbſtmordverſuches durch Leuchtgas vorher im hieſigen Kreis
krankenhauſe behandelt worden.

Wieder eingefangen. Ein vor etwa 10 Tagen vom
GefangenenArbeitskommando in Wolfen entwichener Strafgefangener,
der kürzlich zwiſchen Thalheim und Zſchepkau beobachtet worden war,
iſt im benachbarten Reuden wieder feſtgenommen worden. Er hat in-

eine Anzahl Einbrüche in der näheren und weiteren Umgebung
verübt.

Sangerhauſen. Zum Abſchluß der Maſchinenfabrik und Eiſen
gießerei vormals Hornung und Rabe, A.-G., wird noch berichtet: Der
Fabrikationsgewinn im Geſchäftsjahr 1916,/17 hob ſich auf 879 867 M.
(1915/16: 671 075 M.), demgegenüber erforderten Unkoſten 449 619 M.

(366 993). Nach Berückſichtigung der Unterſtützungen an Kriegsteil
nehmer und der auf 152695 M. (95 751) bemeſſenen Abſchreibungen
ergibt ſich einſchließlich des Vortrages in Höhe von 148 471 M.
(144 868) ein Ueberſchuß von 368 017 M. (279 871). Daraus ſoll, wie
ſchon gemeldet, eine Dividende von 10 Proz. (6 Proz.) ausgeſchüttet
und der Reſt von 149 448 M. auf neue Rechnung vorgetragen werden.
Wie der Vorſtand berichtet, war der Eingang an Aufträgen das ganze

Jahr hindurch gut, ſo daß das Unternehmen gleichmäßig beſchäftigt war.
Der Beſtand an Aufträgen, der beim Abſchluß vorlag, und auch der
Eingang an neuen Aufträgen war weiter befriedigend.

Die hieſige Stadtſparkaſſe hatte im abgelaufenen
Jahre 1917, was ihre Neueinlagen betrifft, ein recht erfreuliches Reſul-
tat zu verzeichnen. An neuen Einlagen wurden von den Sparern ein-
gezahlt: 3120 963 M. 68 Pf. und von den Sparern in dem gleichen
Zeitraum abgehoben: 1 985 078 M. 95 Pf., mithin mehr eingezahlt als
abgehoben: 1 135 884 M. 73 Pf. Im Jahre 1916 wurden eingezahlt
2 164 801 M. 15 Pf. und abgehoben 1 261 406 M. 43 Pf.

Diebſtahl. Vor einiger Zeit ſind dem Kaufmann Max
Perlick aus einem Schaukaſten ein wollenes Unterhemd, eine wollene
Leibbinde, 1 Lungenſchützer, 2 Paar wollene Kniewärmer und 1 Paar
Handmüffchen entwendet worden.

Kleine Nachrichten. Beim Wildern zu Tode gekommen iſt der be
rüchtigte, aus Aſchersleben gebürtige Arbeiter Gottlieb zu Felde. Er
wurde in der Fallerslebener Feldflur durch zwei Schüſſe des
Feldſchutzmanns ſchwer verwundet und ſtarb bald darauf im Kranken-

hauſe. Warendiebſtähle wurden ſeit längerer Zeit fortgeſetzt in einem

rikbetri Köt Schließlich lenkteeine m kerin, er ung man auch c
ten
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lager vorfand. Für etwa 250 M. Waren konnten noch bewerden. Einen Einbruchsdiebſtahl haben Diebe in der u vom

re n Sonnabend im Grundſtück des Gutsbeſitzers K. lfert
in Schönfeld bei Artern ausgeführt. Sie heimſten 8 Haſen, Speck,
Wurſt und Pökelfleiſch ein und entkamen unerkannt. Großfeuer ent
ſtand in Libbesdorf in dem Gehöft des zum V
zogenen Ortsſchulzen Fritz König. Eine Scheune und Stall nebſt vielen
m t M und Geräten wurden ein Raub der Flam
men. Man vermutet Brandſtiftung. Aus Laucha (Unſtrut) wird
gemeldet: Seit e Oktober v. J. war in einem hieſigen Fabrik
betriebe ein Aſſiſtent Erich Happel beſchäftigt, der ſich als kriegsbeſchä
digter Oberleutnant der Landwehr durch gewandtes, ſicheres Auftreten
bald Eingang in weitere Kreiſe zu verſchaffen wußte. Er trat meiſt in
der Uniform des ReſerveInfanterieRegts. Nr. 3 mit verſchiedenen
Kriegsorden, u. a. dem Eiſernen Kreuz 1. Kl. auf. Den hier auf
Urlaub weilenden Offizieren r r jedoch einige Punkte im Auf
treten dieſes Herrn auffällig. Er wurde nun feſtgenommen. Um was
für eine Perſönlichkeit es ſich handelt, ſteht noch dahin. Tödlich ver
unglückt iſt auf der Fahrt von Erfurt nach Herbsleben der Landwitt
Gewalt, der in Erfurt Einkäufe gemacht halte. G. hatte im Geſpräch
mit den Mitreiſenden die Station Döllſtedt, auf der er ausſteigen mußte,
überhört. Im letzten Augenblick, als der Zug ſich ſchon wieder in Be
wegung befand, wollte Gewalt noch abſpringen, glitt aus, rutſchte vom
Trittbrett und wurde eine ganze Strecke mitgeſchleift, bis er unter die
Räder geriet und überfahren und getötet wurde.

Gewerkſchaftliches.
Ein ſozialpolitiſches Arbei deſentſſen ewertſhaſten en der

Die Generalkommiſſion der Gewerkſchaften hat im Einvernehmen
mit der Konferenz der Verbandsvorſtände die Wünſche der Arbeiter
ſchaft auf dem Gebiet ſozialpolitiſcher Reformen programmatiſch zu
ſammengefaßt und in einer Denkſchrift zuſammengeſtellt, den geſetz
gebenden Körperſchaften des Reiches und der Bundesſtaaten über
mittelt. Die Denkſchrift führt den Titel: „Sozialpolitiſche Arbeiter
forderungen der deutſchen Gewerkſchaften.“ (Ein ſozialpolitiſches Ar
beiterprogramm.) Sie umfaßt 18 Gruppen von Forderungen, die ſich
erſtrecken auf die ſozialpolitiſche Organiſation und Statiſtik, die Arbei
tervertretung, das Organiſationsrecht, das Tarifvertragsrecht, die
Schiedsgerichte und Einigungsämter, das Arbeitsrecht, den Arbeiterſchutz
und die Jnſpektion, die Arbeiter und Angeſtelltenverſicherungen, die
Rechtſprechung, die Arbeitsvermittlung, das Genoſſenſchaftsweſen, die

Staats und Monopolbetriebe, die Wirtſchaftspolitik, die internationale
Sozialpolitik, die Volksernährung, die Wohnungsfürſorge, die Volks
hygiene und die Volkserziehung.

Die Gewerkſchaftsforderungen auf dieſen Gebieten ſollen helfen,
das neue Deutſchland der vollen Gleichberechtigung der Arbeiterklaſſe
aufzubauen. Sie ſollen eine Neuorientierung der Sozial und Wirt
ſchaftspolitik herbeiführen und die friedliche Neuſchöpfung des Reiches

geſtalten helfen. Jn der Begründung heben die Gewerkſchaften aus
drücklich hervor, daß Steuerfragen, Wehrpflicht und vor allem das Wahl-

recht die Arbeiter in noch höherem Maſſe intereſſieren als dieſe ſozial-
politiſchen Fragen. Sie bekennen ſich zu dem Worte des Profeſſor An
ſchütz: „Wohlfahrts- und Verſorgungseinrichtungen ſind gut, allge
meine Teilnahme des Volkes am Staat, politiſche Gleichberechtigung
Einheit von Volk und Staat, kurz Demokratien in dieſem Sinne ſind
beſſer.“ Aber ſie betonen zugleich das beſondere Intereſſe der Gewerk
ſchaften am wirtſchaftlichen Schutz der Schwachen und wollen die im
ſozialpolitiſchen Arbeiterprogramm aufgeſtellten Forderungen zum Ge
genſtand einer großzügigen Propaganda machen. Das Arbeiterpro
gramm ſoll daher zugleich als Agitationsſchrift in Maſſen verbreitet
werden und durch zahlreiche Kundgebungen der Arbeiter- und Ange
ſtelltenſchaft zu ſeinen Gunſten das nötige Gewicht erhalten.

Das Wachstum der Gewertſchaften.
In einem Rückblick auf das Jahr 1917 teilt das Korreſpondenz-

blatt der Generalkommiſſion mit, daß vom dritten Quartal 1916 bis zum
dritten Quartal 1917 die Mitgliederzahl der Gewerkſchaften von 947 564

auf 1201 770 geſtiegen iſt. Das entſpricht einer Zunahme von 254 206
oder 26,8 Proz. Die Zahl der weiblichen Mitglieder ſtieg dabei von
185 000 auf 365 000, eine Zunahme um faſt Aber während die
Gewerkſchaften 118 895 weibliche Mitglieder neu gewannen, nahmen
ſie trotz der fortdauernden Entblößung der Kriegswirtſchaft von männ
lichen Arbeitskräften doch noch um 135 311 männliche Mitglieder zu.
Die Kräftigung der Gewerkſchaften eröffnet den Arbeitern und Ange
ſtellten gute Ausſichten, auch nach dem Krieg ihre Intereſſen ausreichend

wahren zu können.
Auch von der ſozialdemokratiſchen Partei ſagt das Korreſpondenz-

blatt, daß ſie im Jahre 1917 innerlich ſtärker und nach außenhin nicht
einflußärmer geworden iſt. Sie iſt ſeit dem Austritt der Unab-
hängigen in erfreulicher Wiedergeſundung.

Aus der Partei.
Unabhängige Reichstkagskandidakur. Wie wir hören, beabſichtigen

die Unabhängigen für das durch den Tod Stadthagens freigewordene
Mandat in Niederbarnim Dr. Rudolf Breitſcheid, den früheren Vor
ſitzenden der demokratiſchen Vereinigung, als Reichstagskandidaten auf
zuſtellen. Die ſozialdemokratiſche Partei wird ihren Kandidaten in
einer Kreisverſammlung am Sonntag, dem 13. Januar, beſtimmen. Jn
Vorſchlag kommt ein hervorragender Sozialpolitiker.

Tüchlige Wahlrechtskämpfer ſind die Kölner Unabhängigen, obwohl

ſie bei der jüngſten Reichstagserſatzwahl in Köln und ebenſo bei den
Stadtverordnetenwahlen ganz kläglich abgeſchnitten haben, wurden ſie
doch von der Kölner Sozialdemokratie aufgefordert, an einer Demon
ſtration für das gleiche Wahlrecht in Preußen teilzunehmen und einen

Redner dafür zu ſtellen. Sie lehnten das einſtimmig ab. Mit der
Sozialdemokratie gebe es kein gemeinſames Handeln, da gelte es nur
entſchloſſenen Kampf. Und hinzugefügt wurde der Erklärung, welche
die ganze unabhängige Preſſe abdruckt: „Wir würden längſt das gleiche
Wahlrecht und noch ganz andere Rechte haben, wenn die alte Partei
nicht ſo kläglich unſere Grundſätze und unſere Taktik über Bord ge
worfen hätte.“ Schau an! Da waren die Unabhängigen über 40
Jahre lang mit uns in einer Partei, und wir haben zuſammen das
gleiche Wahlrecht in Preußen nicht erreichen können. Seit einem Jahr
haben ſie ſich von uns getrent, und ſchon behaupten ſie, wir hätten

längſt die Republik, wenn wir nur ihrer famoſen Taktik gefolgt wären.
So läßt ſich mit Worten ſtreiten, während man in Wahrheit ablehnt,
etwas für das Wahlrecht zu tun.
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